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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Gemeinsame Richtlinie  
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und  

Energie und des Ministeriums für Landwirtschaft,  
Umwelt und Klimaschutz zur Förderung  

des „Programms zur qualifizierten Ausbildung  
im Verbundsystem“ (PAV) im Land Brandenburg  

in der EU-Förderperiode 2021 - 2027

Vom 22. Juli 2022

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe die-
ser Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) und der hierzu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften (VV) sowie des Programms des 
Landes Brandenburg für den Europäischen Sozial-
fonds Plus (ESF+) in der Förderperiode 2021 - 2027, 
einschließlich

-	 der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europä
ischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 
2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohä
sionsfonds, den Fonds für einen gerechten Über-
gang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- 
und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvor-
schriften für diese Fonds und für den Asyl-, Mig-
rations- und Integrationsfonds, den Fonds für die 
innere Sicherheit und das Instrument für finanziel-
le Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visum-
politik (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159),

 
- 	 der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europä

ischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 
2021 zur Einrichtung des Europäischen Sozial-
fonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verord-
nung (EU) Nr. 1296/2013 (ABl. L 231 vom 
30.6.2021, S. 21) 

	 in den jeweils geltenden Fassungen, Zuwendungen 
zur Stärkung der Ausbildungsbereitschaft und -kom-
petenzen von Betrieben oder/und zur Verbesserung 
der Ausbildungsqualität. 

1.2	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein 
Rechtsanspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel.

1.3	 Mit der Förderung soll jungen Menschen eine be-
triebliche Ausbildung1 in Brandenburger Betrieben2 
ermöglicht und damit eine sichere berufliche Pers-
pektive im Land Brandenburg geboten werden. Mit 
dem Ziel, die Passfähigkeit und Attraktivität der dua-
len Ausbildung für Jugendliche zu gewährleisten und 
somit ein leistungsfähiges Ausbildungssystem vorzu-
halten, werden daher Maßnahmen gefördert, die dazu 
dienen:

-	 die Ausbildungsbereitschaft von Betrieben zu 
stärken,

-	 die Ausbildungsqualität am Lernort Betrieb zu 
sichern und

-	 die Einmündung von Ausbildungsplatzsuchen-
den in Ausbildung zu steigern.

1.4	 Bei der Förderung von Vorhaben mit Mitteln aus den 
Europäischen Strukturfonds sind die bereichsüber-
greifenden Grundsätze nach Artikel 9 der Verord-
nung (EU) 2021/1060 zu berücksichtigen.

	 Die Achtung der Grundrechte und die Einhaltung der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist 
bei der gesamten Umsetzung der Förderung zu ge-
währleisten.

1.5	 Der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter 
ist einzuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstrea-
ming-Prinzip anzuwenden, wonach die durchgängige 
Berücksichtigung der Geschlechtergleichstellung und 
die Einbeziehung der Geschlechterperspektive wäh-
rend der gesamten Vorbereitung, Durchführung, 
Begleitung und Evaluierung der Maßnahme sowie 
der Berichterstattung darüber berücksichtigt und ge-
fördert werden soll.

	 Die vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktio-
nen sind - sofern erforderlich - im Förderantrag dar-
zustellen und die erzielten Ergebnisse sind in der Be-
richterstattung zu dokumentieren.  

1.6	 Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus Grün-
den des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 

1	 Betriebliche Ausbildung im Sinne dieser Richtlinie sind Ausbildungen nach 
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerksordnung (HwO), 
dabei auch ausdrücklich eine Ausbildung nach § 66 BBiG.

2	 Betriebe im Sinne dieser Richtlinie sind alle Unternehmen und Einrichtun-
gen, die im Land Brandenburg ansässig und ausbildungsberechtigt sind, un-
abhängig von ihrer jeweiligen Rechtsform. Eine entsprechende Bestätigung 
zur Ausbildungsberechtigung der zuständigen Stelle muss vorliegen.
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des Alters oder der sexuellen Ausrichtung ist wäh-
rend der Vorbereitung, Durchführung, Begleitung 
und Evaluierung von Maßnahmen und der Bericht-
erstattung darüber einzuhalten. Die Zugänglichkeit 
für Menschen mit Behinderungen wird bei der ge-
samten Vorbereitung und Durchführung der Maßnah-
me berücksichtigt. 

	 Die vorgesehenen Aktionen sind im Förderantrag  
- sofern erforderlich - darzustellen und die erzielten 
Ergebnisse sind in der Berichterstattung zu doku-
mentieren.

1.7	 Der Grundsatz einer nachhaltigen Entwicklung, die 
den Zielen der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung, dem Übereinkommen von Paris und 
dem Grundsatz der „Vermeidung erheblicher Beein-
trächtigungen“ Rechnung trägt, ist Bestandteil des 
ESF+-Programms. Der vorgesehene Beitrag einer 
Maßnahme zur nachhaltigen Entwicklung ist im För-
derantrag darzustellen und die erzielten Ergebnisse 
sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

2	 Fördertatbestände der Richtlinie

	 Die Richtlinie umfasst vier Fördertatbestände:

-	 Allgemeine Verbundausbildung
-	 Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Hand-

werk (ÜLU)
-	 Ausbildungsförderung in der Landwirtschaft
-	 Service für Ausbildung.

2.1	 Fördertatbestand 1 - Allgemeine Verbundausbil-
dung

2.1.1	 Gegenstand der Förderung

	 Auf Grundlage der nach dem Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) möglichen Ausbildung im Verbund zur 
Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen der Aus-
bildenden werden folgende Module gefördert:

a)	 Modul „Verbundausbildung“ zur Durchführung 
von Ausbildungsabschnitten bei einer Verbund-
partnerin beziehungsweise einem Verbundpart-
ner des den Ausbildungsvertrag abschließenden 
Betriebes. 

	 Verbundpartnerin beziehungsweise Verbundpart-
ner können ein oder mehrere Betriebe (Verbund-
betrieb[e]), Bildungsträgerinnen und Bildungs-
träger, Ausbildungsstätten der Kammern bezie-
hungsweise der Kreishandwerkerschaften sowie 
andere die Verbundausbildung organisierende 
juristische Personen des öffentlichen oder priva-
ten Rechts sein. Die Ausbildung ist sowohl in 
dem den Ausbildungsvertrag abschließenden Be-
trieb zu realisieren als auch bei der Verbundpart-
nerin oder dem Verbundpartner beziehungsweise 
den Verbundpartnerinnen und Verbundpartnern. 

Maßnahmen der Verbundausbildung können 
auch als E-Learning durchgeführt werden. 

b)	 Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkompe-
tenzen, Prüfungsvorbereitung“ zur Vermittlung 
von Zusatzqualifikationen sowie zur Durchfüh-
rung fachspezifischer Lehrgänge zur Prüfungsvor-
bereitung. 

	 Die Zusatzqualifikationen und fachspezifischen 
Lehrgänge zur Prüfungsvorbereitung sind be-
darfsorientiert und modular strukturiert im Rah-
men der Regelausbildung bei dem den Ausbil-
dungsvertrag abschließenden Betrieb oder bei ei-
ner Verbundpartnerin beziehungsweise einem 
Verbundpartner durchzuführen. Die zuständige 
Stelle nach BBiG bestätigt den Bedarf. 

	 Zusatzqualifikationen können ausdrücklich auch 
für die Vermittlung berufsspezifischer sowie über-
fachlicher digitaler Kompetenzen genutzt werden. 
Zusatzqualifikationen können darüber hinaus auch 
für die Vermittlung von Kompetenzen zur Bewäl-
tigung anstehender Transformations- und Struk-
turwandelprozesse, insbesondere im Hinblick auf 
eine grünere und nachhaltigere Wirtschaft, genutzt 
werden. Zu den Zusatzqualifikationen zählt zu-
dem die Vermittlung von Schlüsselkompetenzen, 
insbesondere zu den Schwerpunkten personale 
Kompetenzen, soziale Kompetenzen, Interkultu
ralität/Fremdsprachenkenntnisse und Toleranz. 

2.1.2	 Zuwendungsempfangende

	 Antragsberechtigt sind:

	 Modul „Verbundausbildung“ nach Nummer 2.1.1 
Buchstabe a:

-	 der den Ausbildungsvertrag abschließende Be-
trieb oder 

-	 die unter Nummer 2.1.1 Buchstabe a genannten 
Verbundpartnerinnen beziehungsweise Verbund-
partner.  

	 Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkompeten-
zen, Prüfungsvorbereitung“ nach Nummer 2.1.1 
Buchstabe b:

-	 die unter Nummer 2.1.1 Buchstabe a genannten 
Verbundpartnerinnen beziehungsweise Verbund-
partner oder andere Kooperationspartnerinnen 
beziehungsweise Kooperationspartner, wie 

-	 andere Bildungsträgerinnen beziehungswei-
se Bildungsträger, 

-	 andere Ausbildungsstätten der Kammern und 
Kreishandwerkerschaften oder

-	 andere juristische Personen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, die berufliche Ausbil-
dung durchführen.
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2.1.3	 Zuwendungsvoraussetzungen

2.1.3.1	 Die Berufsausbildung hat im Land Brandenburg zu 
erfolgen. Die Durchführung von Ausbildungsab-
schnitten bei Verbundpartnerinnen beziehungsweise 
Verbundpartnern mit Standort außerhalb des Landes 
Brandenburg sowie die Vermittlung von Zusatzquali-
fikationen/Schlüsselkompetenzen und die Durchfüh-
rung fachspezifischer Lehrgänge zur Prüfungsvorbe-
reitung außerhalb des Landes Brandenburg schließen 
eine Förderung nach dieser Richtlinie nicht aus.

2.1.3.2	 Der den Ausbildungsvertrag abschließende Betrieb 
muss:

a) 	 seinen Sitz oder eine Betriebsstätte im Land Bran-
denburg haben und den Ausbildungsvertrag in das 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse/
Lehrlingsrolle bei der zuständigen Stelle nach 
BBiG eingetragen haben oder eintragen lassen; 
wobei es unerheblich ist, ob das Berufsausbil-
dungsverhältnis zur Aufnahme oder zur Fortfüh-
rung der beruflichen Ausbildung begründet wird.

b)	 nachweisen, dass

-	 er nicht alle laut Ausbildungsordnung vorge-
sehenen Ausbildungsinhalte selbst vermitteln 
kann oder

-	 die beantragte Verbundmaßnahme zur Über-
windung bestimmter gegenwärtiger Schwie-
rigkeiten bei der Ausbildungsorganisation 
beiträgt oder

-	 er mit der Verbundausbildung eine Qualitäts-
verbesserung der Ausbildung im eigenen 
Unternehmen beabsichtigt.

c)	 nachweisen, dass er mit der Verbundpartnerin bezie-
hungsweise dem Verbundpartner einen Koopera
tionsvertrag abgeschlossen hat oder abschließen wird 
(Inhalte siehe Merkblatt zur Richtlinie); für Berufe, 
die der Handwerksordnung (HwO) unterliegen, 
sind im Kooperationsvertrag die in einer überbe-
trieblichen Ausbildungsstätte des Handwerks abzu-
leistenden Ausbildungsabschnitte auszuweisen.

d)	 nachweisen, dass er bei Lehrgängen zum Erwerb 
einer Zusatzqualifikation beziehungsweise bei 
fachspezifischen Lehrgängen zur Prüfungsvorbe-
reitung eine Vereinbarung mit der Verbundpart-
nerin beziehungsweise dem Verbundpartner be-
ziehungsweise anderen Kooperationspartnerin-
nen beziehungsweise Kooperationspartnern über 
die inhaltliche Gestaltung abgeschlossen hat oder 
abschließen wird.

	 Die Prüfung und Bestätigung der unter Buchstabe a 
bis d genannten Fördervoraussetzungen obliegt der 
jeweils zuständigen Stelle nach BBiG. Die Bestäti-
gung ist spätestens mit der ersten Mittelanforderung 
bei der Bewilligungsbehörde einzureichen.

2.1.3.3	 Bei der Vermittlung von Schlüsselkompetenzen hat 
die beziehungsweise der Zuwendungsempfangende 
eine inhaltliche Übersicht zu den zu vermittelnden 
Kompetenzen vorzulegen.

2.1.3.4	 Die Verbundpartnerin beziehungsweise der Verbund-
partner oder die Kooperationspartnerin beziehungs-
weise der Kooperationspartner, die beziehungsweise 
der die Maßnahme im Verbund durchführt, muss die 
erforderliche Eignung gemäß §§ 27 und 28 BBiG für 
diese Maßnahme besitzen.

2.1.3.5	 Die Entsendedauer zur Verbundpartnerin bezie-
hungsweise zum Verbundpartner bei einer Verbund-
ausbildung soll grundsätzlich mindestens fünf zu-
sammenhängende Ausbildungstage pro Ausbildungs-
jahr betragen und darf maximal 60 Prozent der ge-
samten Ausbildungszeit umfassen. Die Entsendedauer 
kann durch Wochenenden und Feiertage unterbro-
chen sein. Als Antragstellende beziehungsweise An-
tragstellender gibt der den Ausbildungsvertrag 
schließende Betrieb hierzu eine Selbsterklärung ab. 
Sollte die Verbundpartnerin beziehungsweise der 
Verbundpartner Antragstellende beziehungsweise 
Antragstellender sein, muss sie beziehungsweise er 
diese Erklärung vom den Ausbildungsvertrag ab-
schließenden Betrieb einholen und mit den Antrags-
unterlagen bei der Investitionsbank des Landes Bran-
denburg (ILB) einreichen.

	 Diese Regelungen gelten nicht für Maßnahmen zum 
Erwerb einer Zusatzqualifikation/Schlüsselkompe-
tenz und zur Prüfungsvorbereitung.

2.1.3.6 	 Eine Anwesenheit der Auszubildenden in den Modu-
len „Verbundausbildung“ und „Zusatzqualifikation/
Schlüsselkompetenzen, Prüfungsvorbereitung“ von 
mindestens 80 Prozent der vorgeschriebenen bezie-
hungsweise geplanten Verbund- beziehungsweise 
Lehrgangstage (im Folgenden Verbundtage) wird an-
gestrebt. Bei einer vorzeitigen Lösung des Ausbil-
dungsvertrages gilt dieser Prozentsatz entsprechend 
für die bis dahin absolvierte Ausbildungszeit. 

	 Wird eine geringere Anwesenheit erreicht, sind die 
Gründe dafür von der beziehungsweise von dem Zu-
wendungsempfangenden darzustellen. Es ist eine Er-
klärung von der Veranstalterin beziehungsweise vom 
Veranstalter der Verbundtage dazu abzugeben, ob die 
geplanten Ausbildungsinhalte trotz der geringeren 
Anzahl an Verbundtagen vermittelt wurden. Die Be-
willigungsbehörde trifft auf dieser Grundlage eine 
Ermessensentscheidung über die Höhe der Zuwen-
dung. Anzurechnende Tage sind die tatsächlich ab-
solvierten Verbundtage (entschuldigtes Fehlen, zum 
Beispiel durch Krankheit, sind keine absolvierten 
Verbundtage).  

2.1.3.7	 Nicht gefördert werden von den Sozialkassen der 
Bauwirtschaft (SOKA-Bau) finanzierte Lehrgänge 
der Bauwirtschaft.
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2.1.4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.1.4.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.1.4.2	 Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung

2.1.4.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.1.4.4	 Bemessungsgrundlage

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausgaben, 
die bei der Durchführung der in Nummer 2.1.1 ge-
nannten Module entstehen. Die förderfähigen Ge-
samtausgaben werden mit einer auf die Ausgaben für 
eine Standardeinheit bezogenen Pauschale nach Arti-
kel 53 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
2021/1060 bemessen. 

	 Pro Lehrgangstag und Auszubildende oder Auszubil-
denden betragen sie für:

a)	 das Modul „Verbundausbildung“: 36,30 Euro

b)	 das Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkom-
petenzen, Prüfungsvorbereitung“ in Bezug auf 

- 	 die Vermittlung von Zusatzqualifikationen 
und Schlüsselkompetenzen: 42,90 Euro 

- 	 die Durchführung fachspezifischer Lehrgän-
ge zur Prüfungsvorbereitung: 34,60 Euro.

2.1.4.5	 Höhe der Zuwendungen

	 Die Förderung beträgt maximal 90 Prozent der zu-
wendungsfähigen Gesamtausgaben. Eine Zuwen-
dung unter 1 000 Euro ist ausgeschlossen.

2.1.5	 Verfahren

2.1.5.1	 Antragsverfahren

-	 Eine Antragstellung kann laufend erfolgen. Anträ-
ge auf Förderung einschließlich der erforderlichen 
Anlagen sind jedoch mindestens vier Wochen vor 
Maßnahmebeginn über das Internetportal der Be-
willigungsbehörde ILB zu stellen (siehe Online-
Antragsverfahren unter www.ilb.de).

-	 Die Antragstellung im Modul „Verbundausbil-
dung“ ist für den gesamten Ausbildungszeitraum 
(bis zu 3,5 Jahre) möglich. 

- 	 Im Modul „Zusatzqualifikationen/Schlüsselkom-
petenzen, Prüfungsvorbereitung“ ist eine Antrag-
stellung auch für unterschiedliche Maßnahmen 
und Zeiträume innerhalb eines Ausbildungsjahres 
möglich. Bei Antragstellung ist die geplante An-
zahl der teilnehmenden Auszubildenden, diffe-
renziert nach den Fördergegenständen Zusatz-
qualifikationen/Schlüsselkompetenzen und Prü-

fungsvorbereitung, anzugeben. Zudem sind An-
gaben zu den geplanten Zusatzqualifikationen 
beziehungsweise fachspezifischen Lehrgängen 
zur Prüfungsvorbereitung mit Bestätigung der 
zuständigen Stelle nach BBiG erforderlich.

-  	 Sammelanträge, die verschiedene Ausbildungs-
maßnahmen innerhalb eines Ausbildungsjahres 
beinhalten, sind möglich.

2.1.5.2	 Vorzeitiger Maßnahmebeginn für Maßnahmen mit 
einem Durchführungsbeginn im Jahr 2022

	 Antragstellende können nach elektronischer Ein-
gangsbestätigung der ILB auch vor Bewilligung 
durch die Bewilligungsbehörde sowie abweichend 
zu Nummer 2.1.5.1 Absatz 1 dieser Richtlinie mit 
dem Vorhaben beginnen, wenn der Durchführungs-
beginn im Jahr 2022 erfolgt. 

	 Damit erfolgt keine Zusicherung einer Zuwendung 
im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Brandenburg in Verbin-
dung mit § 38 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes. In diesen Fällen liegt jedoch das Risiko bei 
den Antragstellenden, die Zuwendung nicht, nicht in 
der beantragten Höhe oder nicht zu dem beantragten 
Zeitpunkt zu erhalten. Erst mit der Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheides stehen die Höhe der Zuwen-
dung und deren Bedingungen fest.

2.1.5.3	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf Grundlage der einge-
reichten Antragsunterlagen über die Gewährung der 
Förderung. 

2.1.5.4	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittel-
anforderung gemäß Nummer 1.4 der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen für aus den 
EU-Fonds im Rahmen von ESF+, EFRE (inkl. Inter-
reg A), JTF und EMFAF finanzierte Vorhaben in der 
Förderperiode 2021 bis 2027 (ANBest-EU 21) in der 
jeweils geltenden Fassung im Erstattungsprinzip. 

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB. Das dort bereitgestellte For-
mular „Mittelanforderung“ ist zu verwenden.

2.1.5.5	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB.

	 Für den Nachweis der Verwendung sind von den Zu-
wendungsempfangenden beizubringen:
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a)	 eine Teilnehmendenliste mit Namen und Unter-
schrift der Auszubildenden sowie Stempel und 
Unterschrift der Verbundpartnerinnen beziehungs-
weise Verbundpartner als Nachweise

-	 über die geleisteten Verbundtage und/oder 
-	 über die geleisteten Tage der Zusatzqualifi-

kationen/Schlüsselkompetenzen beziehungs
weise Prüfungsvorbereitung.

b)	 der von den Verbundpartnerinnen beziehungsweise 
Verbundpartnern unterschriebene Kooperations-
vertrag über die Verbundausbildung und/oder über 
die Zusatzqualifikation beziehungsweise die Prü-
fungsvorbereitung, wenn dieser nicht bereits bei 
der Bewilligungsbehörde vorliegt.

	 Eine Anwesenheitsliste, mit der die oder der Teilneh-
mende die tägliche Anwesenheit mit Unterschrift be-
stätigt, muss bei der beziehungsweise dem Zuwen-
dungsempfangenden zur Einsicht vorliegen.

	 Für Verbundmaßnahmen, die in Form von E-Lear-
ning durchgeführt werden, sind die aufgeführten 
Nachweise (Teilnehmendenlisten, Verträge) analog 
zu den klassischen Formen der Verbundausbildung 
zu erbringen.

2.2	 Fördertatbestand 2 - Überbetriebliche Lehrlings-
unterweisung im Handwerk (ÜLU)

2.2.1	 Gegenstand der Förderung

	 Förderfähig sind Maßnahmen der überbetrieblichen 
Lehrlingsunterweisung als Ergänzung der betrieb
lichen Ausbildung im Handwerk.

	 Gefördert werden im Einzelnen:

-	 anerkannte überbetriebliche Lehrgänge im Hand-
werk in der Grundstufe (1. Ausbildungsjahr) 
sowie in der Fachstufe (2. bis 4. Ausbildungs-
jahr) in Anlehnung an die vom Bundeswirt-
schaftsministerium zugrunde gelegten Richt
linien3 einschließlich der Rahmen-, Lehr- und 
Kostenpläne in der jeweils aktuellen Fassung,

-	 Lehrgänge der Grundstufe in handwerklichen 
Bauberufen sowie

-	 die Unterbringung im Internat.

2.2.2	 Zuwendungsempfangende

a)	 Zuwendungsempfangende sind die nach dem 
BBiG und der HwO für die überbetriebliche 
Lehrlingsunterweisung zuständigen Handwerks-
kammern.

3	 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: Richtlinien über die 
Förderung der überbetrieblichen beruflichen Bildung im Handwerk (über-
betriebliche Lehrlingsunterweisung - ÜLU).

b)	 Veranstalterinnen beziehungsweise Veranstalter4 
der überbetrieblichen Lehrgänge können die 
Handwerkskammern sein sowie Fachverbände 
des Handwerks, Kreishandwerkerschaften, Hand-
werksinnungen oder von den Handwerkskam-
mern anerkannte Berufsbildungseinrichtungen.

c)	 Die Zuwendungsempfangenden sind berechtigt, 
die Mittel an Dritte, die Veranstalterin bezie-
hungsweise Veranstalter der überbetrieblichen 
Lehrgänge sind, weiterzuleiten. Diese sind Letzt-
zuwendungsempfangende. Bei der Weiterleitung 
ist von den Letztzuwendungsempfangenden im 
Zusammenhang mit dem Antrag eine Erklärung 
über die Kenntnisnahme der Bezeichnung sub-
ventionserheblicher Tatsachen entsprechend dem 
Subventionsgesetz abzufordern. Bei Weiterlei-
tung in privatrechtlicher Form ist sicherzustellen, 
dass die Vorgaben für öffentlich-rechtliche Wei-
terleitung, insbesondere in Bezug auf das An-
trags- und Verwendungsnachweisverfahren, Be-
standteil der abzuschließenden privatrechtlichen 
Verträge werden. 

2.2.3	 Zuwendungsvoraussetzungen

a)	 Die Zuschüsse werden nur für die Lehrlinge ge-
währt, deren Ausbildungsverträge in die Lehr-
lingsrolle einer brandenburgischen Handwerks-
kammer eingetragen sind und die in einem in die 
Handwerksrolle eingetragenen Gewerbebetrieb 
ausgebildet werden.

b)	 Für die Bezuschussung sind den Lehrgängen die 
vom Bundeswirtschaftsministerium und/oder vom 
Land Brandenburg anerkannten Unterweisungs-
pläne zugrunde zu legen. Soweit es sich um 
handwerkliche Ausbildungsberufe der Bauwirt-
schaft handelt, für die die Verordnung über die 
Berufsausbildung in der Bauwirtschaft anzuwen-
den ist, sind für die Lehrgänge die vom Bundes-
institut für Berufsbildung herausgegebenen 
Übungsreihen maßgebend.

c)	 Die Lehrgänge müssen in den von den Branden-
burger Handwerkskammern als dafür zuständige 
Stellen festgelegten überbetrieblichen Berufsbil-
dungsstätten des Handwerks oder in anderen von 
den Brandenburger Handwerkskammern aner-
kannten Berufsbildungseinrichtungen als Ganz
tageslehrgänge durchgeführt werden. Die Bil-
dungsstätte muss die Gewähr dafür bieten, dass die 
Lehrgänge von nachweislich qualifizierten Ausbil-
derinnen und Ausbildern in geeigneten Räumen 
ordnungsgemäß durchgeführt werden können.

d)	 Es werden Lehrgänge bezuschusst, die im Land 
Brandenburg stattfinden. Sofern es keine geeig-
nete überbetriebliche Berufsbildungsstätte im 

4	 Vgl. ebenda, Nummer 2.2.1.
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Land Brandenburg gibt beziehungsweise Lehr-
gänge bundesweit organisiert werden, sind be-
gründete Ausnahmen möglich.

	 Die Prüfung und Bestätigung der unter den Buchsta-
ben a bis d genannten Fördervoraussetzungen obliegt 
der jeweils zuständigen Stelle nach BBiG. Die Be-
stätigung ist spätestens mit der ersten Mittelanforde-
rung bei der Bewilligungsbehörde einzureichen. 

2.2.4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.2.4.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.2.4.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

2.2.4.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.2.4.4	 Bemessungsgrundlage

	 Förderfähig sind die anerkannten Lehrgangskosten 
der bundeseinheitlich vom HPI5 für jeden einzelnen 
Kurstyp ermittelten und vom Bund und/oder vom 
Land Brandenburg anerkannten Kostensätze pro 
Auszubildende oder Auszubildenden sowie die mit 
einem Lehrgang verbundene Internatsunterbringung.

 
2.2.4.5	 Höhe der Zuwendung 

	 Folgende Zuschüsse können gewährt werden:

-	 Grundstufe: Förderung von zwei Dritteln der 
anerkannten Lehrgangskosten pro Auszubildende 
oder Auszubildenden und Woche.

-	 Fachstufe: Förderung in Höhe des Fördersatzes 
des Bundes pro Auszubildende oder Auszubil-
denden und Woche. Die Zuschüsse von Bund 
und Land dürfen zusammen zwei Drittel der an-
erkannten Lehrgangskosten nicht übersteigen.

-	 Lehrgänge der Grundstufe in handwerklichen 
Bauberufen werden mit 48 Euro pro Auszubil-
dende oder Auszubildenden und Woche bezu-
schusst.

-	 Für eine notwendige Internatsunterbringung 
werden zusätzlich 38 Euro pro Woche und Aus-
zubildende oder Auszubildenden gezahlt.

	 Der Zuschuss zu den Lehrgangskosten der überbe-
trieblichen Lehrlingsunterweisung wird nur gewährt, 
wenn die Auszubildende beziehungsweise der Aus-
zubildende an mindestens 80 Prozent der vorge-
schriebenen Lehrgangsstunden teilgenommen hat. 

	 Der Zuschuss zu den Unterbringungskosten im Inter-
nat während der Lehrgänge der überbetrieblichen 
Lehrlingsunterweisung wird nur gewährt, wenn die 
Voraussetzungen für einen Lehrgangszuschuss vor-

5	 Heinz-Piest-Institut für Handwerkstechnik (HPI) Hannover

liegen und wenn die Unterbringung am Lehrgangsort 
von der Veranstalterin beziehungsweise vom Veran-
stalter veranlasst wurde und ihr beziehungsweise ihm 
für die Auszubildende beziehungsweise den Auszu-
bildenden während der gesamten Lehrgangsdauer 
Ausgaben für die Unterbringung entstanden sind.

	 Eine Zuwendung unter 200 000 Euro ist ausgeschlos-
sen. 

2.2.5	 Verfahren

2.2.5.1	 Antragsverfahren

	 Die Antragstellung erfolgt in Form eines Sammel
antrags je Handwerkskammer für ein Kalenderjahr. 
Die Anträge sind bis zum 1. November des Vorjahres 
bei der Bewilligungsbehörde ILB zu stellen (siehe 
Online-Antragsverfahren unter www.ilb.de).

2.2.5.2	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage der 
eingereichten Antragsunterlagen über die Gewäh-
rung der Förderung. 

2.2.5.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittel-
anforderung gemäß Nummer 1.4 ANBest-EU 21 in 
der jeweils geltenden Fassung im Erstattungsprinzip. 

	 Dabei wird das Erstattungsprinzip als gewährleistet 
angesehen, wenn:

- 	 die Ausgaben bei der jeweiligen Veranstalterin 
beziehungsweise bei dem jeweiligen Veranstalter 
des überbetrieblichen Lehrgangs tatsächlich an-
gefallen sind und 

- 	 diese durch die Zuwendungsempfangende bezie-
hungsweise den Zuwendungsempfangenden und 
die ILB geprüft und als zuwendungsfähig aner-
kannt wurden.

	 Eine Auszahlung der beziehungsweise des Zuwen-
dungsempfangenden nach dieser Richtlinie an den 
jeweiligen Veranstalter des überbetrieblichen Lehr-
gangs selbst muss noch nicht erfolgt sein.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB. Das dort bereitgestellte For-
mular „Mittelanforderung“ ist zu verwenden.

2.2.5.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB.
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	 Bei Weiterleitungen nach Nummer 2.2.2 Buchstabe c 
kann für Splitterberufe6 der Nachweis der Verwen-
dung abweichend zu Nummer 6 ANBest-EU 21 
durch Rechnungslegung der beziehungsweise des 
Letztempfangenden gegenüber der beziehungsweise 
dem Erstempfangenden erfolgen. Die Anforderungen 
an die Rechnungslegung werden mit dem Zuwen-
dungsbescheid bekannt gegeben.

	 Durch die Kammern sind pro Haushaltsjahr bei 
5 Prozent der Letztempfangenden Vor-Ort-Prüfungen 
durchzuführen und der Bewilligungsbehörde auf 
Aufforderung nachzuweisen.

	 Für den Nachweis der Verwendung ist eine von der 
Bewilligungsbehörde vorgegebene Liste, in der alle 
durchgeführten überbetrieblichen Lehrgänge ge-
trennt nach Veranstalterin beziehungsweise Veran-
stalter aufgeführt werden, fortlaufend zu führen und 
einzureichen. Die Listen müssen auch die Zahl der zu 
fördernden Auszubildenden und Wochen aufführen. 
Die beziehungsweise der Zuwendungsempfangende 
bestätigt überdies, dass die geförderten Auszubilden-
den an mindestens 80 Prozent der vorgeschriebenen 
Lehrgangsstunden teilgenommen haben sowie gege-
benenfalls im Internat untergebracht waren.

	 Es sind folgende Unterlagen vorzuhalten:

- 	 Bescheinigungen der Veranstalterin beziehungs-
weise des Veranstalters und der zuständigen Hand-
werkskammer zur tatsächlichen Durchführung je-
des überbetrieblichen Unterweisungslehrgangs,

- 	 eine Teilnehmendenliste, in der sowohl die oder 
der Auszubildende als auch die oder der Unter-
weisende per Unterschrift die Teilnahme der oder 
des Auszubildenden an mindestens 80 Prozent 
der vorgeschriebenen Lehrgangsstunden sowie 
die Unterkunft bestätigt. Den Bestätigungen 
müssen täglich geführte Anwesenheitslisten mit 
Unterschrift der oder des Auszubildenden zu-
grunde liegen.

2.3	 Fördertatbestand 3 - Ausbildungsförderung in 
der Landwirtschaft

2.3.1	 Die Ausbildungsförderung in der Landwirtschaft 
trägt zur Verbesserung der Qualität der betrieblichen 
Ausbildung in den landwirtschaftlichen Berufen bei 
sowie zur Motivation von Ausbildungsbetrieben, 
sich weiter oder wieder an der dualen Ausbildung zu 
beteiligen. Ziele der Förderung sind die Sicherung 
und Verbesserung der Qualität der betrieblichen Aus-
bildung im Agrarbereich. Die Förderung von Ausbil-

6	 Splitterberufe sind Berufe mit einer geringen Anzahl an Auszubildenden. 
Eine Liste der Splitterberufe ist der „Rahmenvereinbarung über die Bildung 
länderübergreifender Fachklassen für Schüler in anerkannten Ausbildungs-
berufen mit geringer Zahl Auszubildender“ (Beschluss der Kultusminister-
konferenz [KMK] vom 26. Januar 1984 in der Fassung vom 23.  Februar 
2018, Beschlusssammlung der KMK, Beschluss-Nr. 328) in der jeweils gel-
tenden Fortschreibung zu entnehmen.

dungsnetzwerken trägt durch die regionale Koopera-
tion von Ausbildungsbetrieben zur Verbesserung der 
Qualität der Berufsausbildung bei.

2.3.2	 Gegenstand der Förderung

a)	 Gefördert wird die Teilnahme von Auszubilden-
den, deren Ausbildungsverträge in das Verzeichnis 
der Zuständigen Stelle - Landesamt für Ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung 
(LELF) im Land Brandenburg - eingetragen sind, 
an Lehrgängen der überbetrieblichen Ausbildung 
im Rahmen des betrieblichen Ausbildungsverhält-
nisses entsprechend den Beschlüssen des Berufs-
bildungsausschusses sowie die gegebenenfalls er-
forderliche Unterbringung in folgenden Berufen 
mit der angegebenen Höchstdauer:

-	 Landwirt/Landwirtin	 5 Wochen
-	 Tierwirt/Tierwirtin	 5 Wochen
-	 Fachkraft Agrarservice	 5 Wochen 
-	 Fischwirt/Fischwirtin	 5 Wochen
-	 Gärtner/Gärtnerin (Garten- und 	  

Landschaftsbau)	 8 Wochen
-	 Gärtner/Gärtnerin (Baumschule,  

Obstbau)	 3 Wochen
-	 Gärtner/Gärtnerin  

(Friedhofsgärtner/-gärtnerin,  
Staudengärtner/-gärtnerin,  
Zierpflanzengärtner/-gärtnerin,  
Gemüsebau)	 3 Wochen und 1 Tag

-	 Pferdewirt/Pferdewirtin	 3 Wochen
-	 Milchwirtschaftliche Laborantin/ 

Milchwirtschaftlicher Laborant	 12 Wochen
-	 Milchtechnologe/-technologin	 12 Wochen
-	 Forstwirt/Forstwirtin	 9 Wochen

	 Die Zuordnung der Lehrgänge zu den einzelnen 
Ausbildungsjahren erfolgt gemäß den Beschlüs-
sen des Berufsbildungsausschusses. Aus organi-
satorischen Gründen sind im Ausnahmefall Ab-
weichungen in einzelnen Ausbildungsjahren unter 
Beibehaltung des Gesamtumfanges der Lehrgänge 
möglich.

b)	 Zur Verbesserung der Ausbildungsqualität kön-
nen sich anerkannte Ausbildungsbetriebe in Netz-
werken zusammenschließen. Die Art des Zusam-
menschlusses sowie der Inhalt der Maßnahmen 
werden eng am aktuellen Bedarf der Ausbil-
dungsbetriebe und der Auszubildenden ausge-
richtet. Gefördert wird der Aufwand in Ausbil-
dungsnetzwerken. Insbesondere gehören dazu:

-	 Organisation der Kooperation der Ausbil-
dungsbetriebe,

-	 Ermittlung, Koordination und Organisation 
der Nutzung von Unterweisungsangeboten 
der Ausbildungsbetriebe für Auszubildende 
im Netzwerk (zum Beispiel in dem Betrieb, 
der auf dem neuesten technischen Stand ist), 
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-	 Organisation, Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Besuchen der Auszubildenden im 
vor- und nachgelagerten Bereich (zum Bei-
spiel Molkerei, Schlachthof, Landmaschi-
nenhändler usw.) sowie bei anderen Partnern 
(zum Beispiel Landeskontrollverband, Rinder-
zuchtverband Berlin-Brandenburg, FU Berlin 
usw.) mit dem Ziel, Gelerntes besser verste-
hen und einordnen zu können,

-	 Ermittlung des Unterstützungsbedarfs der 
Auszubildenden,

-	 Organisation, Vorbereitung und Durchfüh-
rung von fachspezifischen Maßnahmen zur 
Prüfungsvorbereitung (eng am Bedarf der 
Auszubildenden orientiert),

-	 Verbesserung des Kontakts zwischen den 
Lernorten Betrieb und Berufsschule, 

-	 Unterstützung der Betriebe bei der Auswahl 
geeigneter Bewerber und Bewerberinnen.

2.3.3	 Zuwendungsempfangende

	 Antragsberechtigt für Nummer 2.3.2 Buchstabe a 
sind berufsständische Verbände, anerkannte Stätten 
der überbetrieblichen Ausbildung (Bildungsträgerin-
nen beziehungsweise Bildungsträger) und das LELF. 
Die Zuwendungsempfangenden sind berechtigt, die 
Mittel an Dritte, die Veranstalterin beziehungsweise 
Veranstalter der überbetrieblichen Lehrgänge sind, 
weiterzuleiten. Diese sind Letztzuwendungsempfan-
gende. Bei der Weiterleitung ist von den Letztzuwen-
dungsempfangenden im Zusammenhang mit dem 
Antrag eine Erklärung über die Kenntnisnahme der 
Bezeichnung subventionserheblicher Tatsachen ent-
sprechend dem Subventionsgesetz abzufordern. Bei 
Weiterleitung in privatrechtlicher Form ist sicherzu-
stellen, dass die Vorgaben für öffentlich-rechtliche 
Weiterleitung, insbesondere in Bezug auf das An-
trags- und Verwendungsnachweisverfahren, Be-
standteil der abzuschließenden privatrechtlichen Ver-
träge werden. 

	 Ist das LELF Zuwendungsempfangender für eine 
Förderung nach Nummer 2.3.2 Buchstabe a, ist eine 
personelle und funktionale Trennung zwischen den 
Personen/Organisationseinheiten zu gewährleisten, 
die mit der Bestätigung der Kostensätze beziehungs-
weise mit der Zuwendungsbearbeitung beauftragt 
werden. Ein Weisungsrecht zwischen den die Kos-
tensätze bestätigenden Personen/Organisationsein-
heiten und den mit der Zuwendungsbearbeitung be-
fassten Personen ist auszuschließen. Gegenüber der 
Bewilligungsbehörde ist dazu bei Antragstellung 
eine Selbsterklärung beizubringen. 

	 Antragsberechtigt für Nummer 2.3.2 Buchstabe  b 
sind berufsständische Verbände oder andere juristi-
sche Personen des privaten und öffentlichen Rechts 
und Personengesellschaften. 

2.3.4	 Zuwendungsvoraussetzungen

2.3.4.1	 Überbetriebliche Lehrgänge nach Nummer 2.3.2 
Buchstabe a

a)	 Es wird die Teilnahme aller Auszubildenden in 
den genannten Berufen an Lehrgängen gefördert, 
die nach Inhalt, Umfang und Stätte der überbe-
trieblichen Ausbildung vom Berufsbildungsaus-
schuss für Berufe der Land- und Hauswirtschaft 
bestätigt sind.

b)	 Es werden nur Lehrgangsteilnehmende berück-
sichtigt, deren Ausbildungsverhältnisse bei der zu-
ständigen Stelle für berufliche Bildung im LELF 
registriert sind. Dabei muss der den Ausbildungs-
vertrag abschließende Betrieb seinen Sitz oder 
eine Betriebsstätte im Land Brandenburg haben.

2.3.4.2	 Ausbildungsnetzwerke nach Nummer 2.3.2 Buch
stabe b

a)	 Ein Ausbildungsnetzwerk muss zum Zeitpunkt 
der Antragstellung aus mindestens zehn anerkann-
ten Ausbildungsbetrieben bestehen, von denen 
mindestens acht aktiv sind, das heißt, in denen 
mindestens jeweils ein registriertes Ausbildungs-
verhältnis besteht.

b)	 Im Rahmen der Antragstellung für Ausbildungs-
netzwerke ist ein Konzept beizufügen, das zwei 
Seiten ohne Anlagen nicht überschreiten soll. 

2.3.5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.3.5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.3.5.2	 Finanzierungsart:	� Festbetragsfinanzierung -  
Nummer 2.3.2 Buchstabe a 
Anteilfinanzierung -  
Nummer 2.3.2 Buchstabe b

2.3.5.3	 Form der Zuwendung:	� Zuschuss oder Zuweisung 
(sofern LELF Zuwendungs
empfangender ist)

2.3.5.4	 Bemessungsgrundlage

	 Überbetriebliche Lehrgänge nach Nummer 2.3.2 
Buchstabe a

-	 Es werden die Ausgaben für Lehrgangskosten und 
Unterkunft gefördert, höchstens jedoch bis zu 
412 Euro je Auszubildende oder Auszubildenden 
und Lehrgangswoche.

-	 Die Höhe der förderfähigen Lehrgangskosten wird 
durch die von der zuständigen Stelle (LELF) be-
stätigten Kostensätze bestimmt, deren Höhe auf 
der Internetseite der Bewilligungsbehörde veröf-
fentlicht wird. 
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-	 Die Höhe der förderfähigen Unterkunftskosten 
richtet sich nach den Kostensätzen der Stätten der 
überbetrieblichen Ausbildung und ist auf  20 Euro 
je Nacht gemäß § 7 des Bundesreisekostengeset-
zes begrenzt. Die Anzahl der Übernachtungen ist 
nachzuweisen.

-	 Die Ausgaben für die Lehrgangskosten sind vor-
rangig zu fördern. 

	 Der Zuschuss zu den Lehrgangskosten der überbe-
trieblichen Ausbildung in der Landwirtschaft wird 
nur gewährt, wenn die oder der Auszubildende an 
mindestens 80 Prozent der vorgeschriebenen Lehr-
gangsstunden teilgenommen hat.

	 Eine Zuwendung unter 200 000 Euro ist ausgeschlos-
sen. 

	 Ausbildungsnetzwerke nach Nummer 2.3.2 Buch-
stabe b

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausgaben. 
Die förderfähigen Gesamtausgaben umfassen 

a)	 die direkten Personalausgaben und
b)	 für alle restlichen Ausgaben eine Pauschale nach 

Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2021/1060 in Höhe von 30 Prozent der förderfähi-
gen direkten Personalausgaben nach Buchstabe a. 
In der Pauschale sind alle verbleibenden projekt-
bezogenen Ausgaben enthalten. 

	 Neu gebildete Netzwerke können mit einem Zu-
schuss in Höhe von bis zu 90 Prozent der förderfähi-
gen Gesamtausgaben, bereits bestehende Netzwerke 
mit einem Zuschuss von bis zu 70 Prozent gefördert 
werden. Die Förderdauer ist für neu gebildete Netz-
werke auf höchstens zwölf Monate beschränkt. Da-
nach können weitere Antragstellungen für jeweils bis 
zu 24 Monate erfolgen. Dies gilt ebenfalls für bereits 
bestehende Netzwerke. Für neu gebildete sowie be-
stehende Netzwerke liegt die maximale Zuschuss
höhe je Förderung bei 110 000 Euro. Sofern sich die-
se Zuschusshöhe ändert, wird dies auf der Internet-
seite der Bewilligungsbehörde veröffentlicht. 

2.3.6	 Verfahren

2.3.6.1	 Antragsverfahren

	 Anträge sind grundsätzlich mindestens sechs Wo-
chen vor Maßnahmebeginn über das Internetportal 
der Bewilligungsbehörde ILB zu stellen (siehe On-
line-Antragsverfahren unter www.ilb.de). 

2.3.6.2	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage der ein-
gereichten Antragsunterlagen sowie bei Nummer 2.3.2 

Buchstabe a unter Einbeziehung des LELF als zu-
ständige Stelle für berufliche Bildung sowie bei 
Buchstabe b unter Berücksichtigung eines fachlichen 
Votums des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Klimaschutz (MLUK) über die Gewährung 
der Förderung.

2.3.6.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung für Maßnahmen 
nach Nummer 2.3.2 Buchstabe a erfolgt nach Mittel-
anforderung gemäß Nummer 1.4 ANBest-EU 21 in 
der jeweils geltenden Fassung im Erstattungsprinzip. 
Dabei wird das Erstattungsprinzip als gewährleistet 
angesehen, wenn:

- 	 die Ausgaben bei der jeweiligen Veranstalterin 
beziehungsweise bei dem jeweiligen Veranstalter 
des überbetrieblichen Lehrgangs tatsächlich an-
gefallen sind und 

- 	 diese durch die Zuwendungsempfangenden und 
die ILB geprüft und als zuwendungsfähig aner-
kannt wurden. Eine Auszahlung der Zuwen-
dungsempfangenden, wenn diese nicht selber 
überbetriebliche Ausbildungsstätte (ÜA-Stätte) 
sind, nach dieser Richtlinie an die jeweiligen 
Veranstalterinnen beziehungsweise Veranstalter 
des überbetrieblichen Lehrgangs selbst muss 
noch nicht erfolgt sein. 

	 Die Auszahlung der Zuwendung für Maßnahmen 
nach Nummer 2.3.2 Buchstabe b erfolgt nach Mittel-
anforderung gemäß Nummer 1.4.a ANBest-EU 21 in 
der jeweils geltenden Fassung im Vorschussprinzip.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB (siehe Online-Antragsverfah-
ren unter www.ilb.de).

2.3.6.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Überbetriebliche Lehrgänge nach Nummer 2.3.2 
Buchstabe a

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB. 

	 Bei Weiterleitungen kann der Nachweis der Verwen-
dung abweichend zu Nummer 6 ANBest-EU 21 
durch Rechnungslegung der beziehungsweise des 
Letztempfangenden gegenüber der beziehungsweise 
dem Erstempfangenden erfolgen. Die Anforderungen 
an die Rechnungslegung werden mit dem Zuwen-
dungsbescheid bekannt gegeben.

	 Durch die Zuwendungsempfangenden sind pro 
Haushaltsjahr bei 5 Prozent der Letztempfangenden 
Vor-Ort-Prüfungen durchzuführen und der Bewilli-
gungsbehörde auf Aufforderung nachzuweisen.
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	 Für den Nachweis der Verwendung ist eine von der 
Bewilligungsbehörde vorgegebene Liste, in der alle 
durchgeführten überbetrieblichen Ausbildungslehr-
gänge getrennt nach den Stätten der überbetriebli-
chen Ausbildung aufgeführt werden, fortlaufend zu 
führen und einzureichen. Die Listen müssen auch die 
Zahl der zu fördernden Auszubildenden und Wochen 
aufführen. Die Zuwendungsempfangenden bestätigen 
überdies, dass die zu fördernden Auszubildenden an 
mindestens 80 Prozent der vorgeschriebenen Lehr-
gangsstunden teilgenommen haben sowie gegebe-
nenfalls im Internat untergebracht waren.

	 Es sind folgende Unterlagen vorzuhalten:

-	 Bescheinigungen der Stätte der überbetrieblichen 
Ausbildung zur tatsächlichen Durchführung je-
des überbetrieblichen Unterweisungslehrgangs,

-	 eine Teilnehmendenliste, in der sowohl die oder 
der Auszubildende als auch die oder der Unter-
weisende per Unterschrift die Teilnahme der oder 
des Auszubildenden an mindestens 80 Prozent 
der vorgeschriebenen Lehrgangsstunden sowie 
die Unterkunft bestätigt. Den Bestätigungen 
müssen täglich geführte Anwesenheitslisten mit 
Unterschrift der oder des Auszubildenden zu-
grunde liegen.

	 Ausbildungsnetzwerke in der Landwirtschaft 
nach Nummer 2.3.2 Buchstabe b

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB. Im Sach-
bericht ist über die Netzwerkaktivitäten zu berichten. 
Zudem sind die  unterschriebenen Teilnehmenden
listen von gemeinsamen Unterweisungen und Exkur-
sionen einzureichen. 

2.4	 Fördertatbestand 4 - Service für Ausbildung

	 Um die Integration bisher unversorgter Jugendlicher 
in die Ausbildung zu verbessern und diese damit in 
der Region zu halten, werden Servicestellen Ver-
bundausbildung gefördert. Diese sollen Jugendlichen 
ein passfähiges Ausbildungsangebot unterbreiten, 
das auf ihre Bedarfe zugeschnitten ist. Dazu sollen 
Betriebe motiviert werden, sich für Jugendliche mit 
unterschiedlichen Merkmalen und Voraussetzungen 
zu öffnen, ihr Ausbildungsplatzangebot (inklusive 
vorgelagerte Praktika und Ähnliches) attraktiv zu ge-
stalten und entsprechend darzustellen. 

	 Koordinierungsstellen „Gutes Lernen im Betrieb“ 
sollen die Lernbedingungen und Lernprozesse in den 
Ausbildungsbetrieben für die Auszubildenden ver-
bessern und damit zur Vermeidung von Ausbildungs-
abbrüchen beitragen. Dafür bedarf es gezielter Quali-
fizierungsangebote für das Ausbildungspersonal so-
wie für die Auszubildenden. Eine besondere Heraus-
forderung stellt das Gewinnen und Halten von Aus-

zubildenden in geschlechteruntypischen Berufen dar. 
Insbesondere Frauen in MINT-Berufen der Industrie 
und des Handwerks sollen durch Vorbilder im Aus-
bildungsprozess in Form von Mentoring begleitet 
werden. 

2.4.1	 Modul „Servicestellen Verbundausbildung“

2.4.1.1	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden Servicestellen Verbundausbildung 
und ein Begleitprojekt. 

	 Die Aufgaben der Servicestellen Verbundausbildung 
sind:

-	 Integration unversorgter Jugendlicher in Ausbil-
dung,

-	 Bekanntmachung der Angebote zur Verbund-
ausbildung sowie Beratung zur Inanspruch
nahme,

-	 Stärkung der Ausbildungskompetenzen der Aus-
bildungsbetriebe,

-	 Sichtbarmachen von Unterstützungsangeboten 
für Jugendliche,

-	 Aktivitäten des Berufe- und Ausbildungsmarke-
tings,

-	 Aufbau von Partnerschaften zwischen Ausbil-
dungsbetrieben. 

	 Die Servicestellen Verbundausbildung kooperieren 
dazu mit allen interessierten Betrieben und werben 
auch Betriebe aktiv für Ausbildung, die aktuell 
nicht ausbilden. Eine Zusammenarbeit der Service-
stellen mit den Kammern, der Bundesagentur für 
Arbeit (BA), der Wirtschaftsförderung Land Bran-
denburg GmbH (WFBB) und weiteren relevanten 
Partnerinnen beziehungsweise Partnern und Akteu-
rinnen beziehungsweise Akteuren in den Regionen 
wird zwingend vorausgesetzt sowie die Zusammen-
arbeit mit einem ebenfalls geförderten Begleitpro-
jekt zur Vernetzung und Qualitätssicherung der Ser-
vicestellen.

	 Die Aufgaben des Begleitprojektes sind:

-	 Begleitung der Servicestellen Verbundausbil-
dung auf Projektebene, um die Einhaltung ein-
heitlicher Standards, den Transfer von Instru-
menten und Verfahren guter Praxis und die regio-
nale Netzwerkarbeit mit projektspezifischen 
Partnerinnen beziehungsweise Partnern, insbe-
sondere den Betrieben, zu unterstützen,

-	 themenbezogene Qualifizierung der Servicestel-
len Verbundausbildung, unter anderem zur För-
derung digitaler Kompetenzen und geschlechter-
sensibler Kompetenzen zur Erhöhung der Anzahl 
junger Frauen in der Verbundausbildung,

-	 Professionalisierung der Außendarstellung und 
der zielgruppenspezifischen Kommunikation der 
Servicestellen Verbundausbildung,
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-	 Unterstützung einer kontinuierlichen Weiterent-
wicklung der Servicestellen Verbundausbildung.

	 Eine Zusammenarbeit des Begleitprojektes mit den 
einzelnen Servicestellen Verbundausbildung sowie 
mit der fachlichen Programmbegleitung durch die 
WFBB wird zwingend vorausgesetzt, ebenso wie die 
Zusammenarbeit mit den Koordinierungsstellen 
„Gutes Lernen im Betrieb“.

2.4.1.2	 Zuwendungsempfangende

	 Servicestellen Verbundausbildung:

	 Bildungsträgerinnen beziehungsweise Bildungsträ-
ger, die Verbundausbildung für Brandenburger Be-
triebe durchführen und bereits Erfahrung als Service-
stelle Verbundausbildung haben.

	 Begleitprojekt:

	 Bildungsträgerinnen beziehungsweise Bildungsträ-
ger mit Kompetenzen im Bereich Beratung, Qualifi-
zierung und Begleitung von Projekten im Bereich der 
Beruflichen Bildung.

2.4.1.3	 Zuwendungsvoraussetzungen

	 Servicestellen Verbundausbildung: 

	 Die Zuwendungsempfangenden müssen im Land 
Brandenburg ansässig sein. 

	 Begleitprojekt: 

	 Die beziehungsweise der Zuwendungsempfangende 
muss nicht im Land Brandenburg ansässig sein, jedoch 
eine Zusammenarbeit mit Bildungsträgerinnen bezie-
hungsweise Bildungsträgern im Land Brandenburg in-
nerhalb der letzten zwei Jahre nachweisen. Die bezie-
hungsweise der Zuwendungsempfangende darf selbst 
nicht auch Servicestelle Verbundausbildung sein. 

2.4.1.4	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.4.1.4.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.4.1.4.2 	Finanzierungsart:	 Vollfinanzierung

2.4.1.4.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

2.4.1.4.4	 Bemessungsgrundlage/Höhe der Zuwendung

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausgaben so-
wohl der Servicestellen Verbundausbildung als auch 
des Begleitprojektes. Alle jeweils neben den direkten 
Personalausgaben entstehenden restlichen Ausgaben 
werden mit einer Pauschale nach Artikel 56 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2021/1060 in Höhe von 35 Pro-
zent der direkten Personalausgaben bemessen. Die 
maximale Zuschusshöhe für Servicestellen Verbund-

ausbildung und das Begleitprojekt beträgt 80 000 Euro 
pro Jahr.

2.4.1.5	 Verfahren

2.4.1.5.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung für das Modul „Servicestellen 
Verbundausbildung“ einschließlich des erforderli-
chen Konzeptes (Anforderungen an das Konzept ent-
sprechend Anlage zur Richtlinie) sind zu einem be-
stimmten Stichtag über das Internetportal der Bewil-
ligungsbehörde ILB zu stellen (siehe Online-An-
tragsverfahren unter www.ilb.de). Hier wird auch der 
jeweilige Stichtag für die Einreichung der Anträge 
bekannt gegeben.

	 Die Antragstellung ist zu Beginn der Förderung für 
einen Zeitraum von bis zu drei Jahren möglich und 
kann verlängert werden. Eine angemessene Erhö-
hung der in Nummer 2.4.1.4.4 angegebenen maxima-
len Zuschusshöhe ist dann möglich. Hierzu infor-
miert die Bewilligungsstelle die Zuwendungsemp-
fangenden.

2.4.1.5.2	 Vorzeitiger Maßnahmebeginn 

	 Antragstellende können nach elektronischer Ein-
gangsbestätigung der ILB auch vor Bewilligung 
durch die Bewilligungsbehörde mit dem Vorhaben 
beginnen. 

	 Damit erfolgt keine Zusicherung einer Zuwendung 
im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Brandenburg in Verbin-
dung mit § 38 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes. In diesen Fällen liegt jedoch das Risiko bei 
den Antragstellenden, die Zuwendung nicht, nicht in 
der beantragten Höhe oder nicht zu dem beantragten 
Zeitpunkt zu erhalten. Erst mit der Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheides stehen die Höhe der Zuwen-
dung und deren Bedingungen fest.

2.4.1.5.3	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage der 
eingereichten Antragsunterlagen und unter Berück-
sichtigung eines fachlichen Votums der WFBB über 
die Gewährung der Förderung.  

2.4.1.5.4	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittel-
anforderung gemäß Nummer 1.4.a ANBest-EU 21 in 
der jeweils geltenden Fassung im Vorschussprinzip.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB. Das dort bereitgestellte For-
mular „Mittelanforderung“ ist zu verwenden. Es ist 
einmal jährlich ein Sachbericht einzureichen.
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2.4.1.5.5	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB.

2.4.2	 Koordinierungsstellen „Gutes Lernen im Betrieb“

2.4.2.1	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden Koordinierungsstellen „Gutes Ler-
nen im Betrieb“.

	
	 Aufgaben der Koordinierungsstellen „Gutes Lernen 

im Betrieb“ sind:

-	 Organisation von Weiterbildungsangeboten für 
betriebliches Ausbildungspersonal sowie ziel-
gruppenspezifische Werbung,

-	 Organisation von Angeboten im Bereich Zusatz-
qualifikationen und Schlüsselkompetenzen für 
Auszubildende,

-	 Organisation von Mentoring für Auszubildende 
mit geschlechteruntypischer Berufswahl,

-	 zielgruppenspezifische Werbung für die vorge-
nannten Angebote,

-	 Abfrage des Bedarfs bei den Zielgruppen,
-	 Ermittlung der Teilnehmendenzufriedenheit,
-	 fortlaufende Weiterentwicklung der Angebote 

und der Ansprache der Zielgruppen.

	 Die Organisation der genannten Bildungsangebote 
umfasst einen Abgleich der zielgruppenspezifischen 
Bedarfe mit bereits vorhandenen Angeboten von 
Bildungsdienstleisterinnen beziehungsweise Bil-
dungsdienstleistern, die Initiierung von bisher nicht 
verfügbaren, bedarfsgerechten Angeboten sowie einen 
kontinuierlichen Verbesserungsprozess anhand von 
Auswertungen der Teilnehmendenzufriedenheit. 
Bildungsangebote in Form von E-Learning sind zu-
lässig.

	 Im Zusammenhang mit der Bewerbung der Angebote 
ist auf die Förderfähigkeit von Weiterbildungsange-
boten für das betriebliche Ausbildungspersonal über 
die Weiterbildungsrichtlinie des Landes Branden-
burg hinzuweisen sowie auf die Förderfähigkeit von 
Angeboten im Bereich „Zusatzqualifikationen/
Schlüsselkompetenzen“ über die vorliegende Richt-
linie nach Nummer 2.1.1 Buchstabe b.

	 Für den Fall, dass die Kammern eigene Bildungs
angebote im Rahmen der Projektförderung durchfüh-
ren, ist per Selbsterklärung gegenüber der ILB anzu-
zeigen, dass dafür keine anderweitige Förderung in 
Anspruch genommen wird und keine Kosten für die 
Teilnehmenden entstehen.

	 Das Mentoring für Auszubildende mit geschlechter
untypischer Berufswahl ist auf die Stabilisierung der 

Ausbildung auszurichten und kann bereits am Übergang 
in die Ausbildung beginnen. Als Mentorinnen bezie-
hungsweise Mentoren kommen Beschäftigte, betrieb-
liche Ausbildende und Unternehmerinnen beziehungs-
weise Unternehmer in Frage, die ebenfalls einen ge-
schlechteruntypischen Beruf innerhalb der jeweiligen 
Branche ausüben. Zudem können auch andere Auszu-
bildende (Peers) mit geschlechteruntypischer Berufs-
wahl, die in der Ausbildung schon weiter fortgeschrit-
ten sind, als Mentorinnen beziehungsweise Mentoren 
eingesetzt werden. 

	 Durch die Koordinierungsstellen sind im Rahmen 
der Förderung folgende Festlegungen zu treffen und 
für die Umsetzung maßgeblich:

-	 Konkretisierung von Zielen, Inhalten und Forma-
ten des Mentorings,

-	 Definition von Teilnahmevoraussetzungen seitens 
der Mentees und der Mentorinnen beziehungsweise 
Mentoren,

-	 Ansprache und Gewinnung der Teilnehmenden,
-	 bedarfsbezogene Bereitstellung von Schulungs-

angeboten und/oder Erfahrungsaustauschen für 
Mentorinnen beziehungsweise Mentoren und 
Mentees,

-	 Methoden und Kriterien für das Matching zwi-
schen Mentorinnen beziehungsweise Mentoren 
und Mentees,

-	 Grundsätze der Zusammenarbeit, der Qualitäts-
sicherung und der Erfolgskontrolle.

	 Die Koordinierungsstellen sind zur Inanspruchnah-
me und zur Bewertung aller oben genannten Angebo-
te durch die Teilnehmenden auskunftsfähig. Ziel-
gruppenspezifische Öffentlichkeitsarbeit wird doku-
mentiert und hinsichtlich der Erreichbarkeit und 
Wirksamkeit fortlaufend optimiert.

	 Eine Zusammenarbeit der Koordinierungsstellen 
„Gutes Lernen im Betrieb“ mit der Programmbeglei-
tung durch die WFBB und dem Begleitprojekt der 
Servicestellen Verbundausbildung nach Nummer 
2.4.1.1 wird zwingend vorausgesetzt.

2.4.2.2	 Zuwendungsempfangende

	 Zuwendungsempfangende sind die Industrie- und 
Handelskammern, die Handwerkskammern des Lan-
des Brandenburg sowie deren kammereigene Ein-
richtungen und Bildungsträgerinnen beziehungswei-
se Bildungsträger.

2.4.2.3	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

2.4.2.3.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

2.4.2.3.2 	Finanzierungsart:	 Vollfinanzierung

2.4.2.3.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss
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2.4.2.3.4	 Bemessungsgrundlage/Höhe der Zuwendung

	 Förderfähig sind die Personal- und Sachausgaben. 
Alle neben den direkten Personalausgaben entste-
henden restlichen Ausgaben werden mit einer Pau-
schale nach Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2021/1060 in Höhe von 40 Prozent der direkten Per-
sonalausgaben bemessen. Die maximale Zuschuss-
höhe für die Koordinierungsstellen „Gutes Lernen im 
Betrieb“ beträgt 50 000 Euro pro Jahr.

2.4.2.4	 Verfahren

2.4.2.4.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung für das Modul „Koordinie-
rungsstellen Gutes Lernen im Betrieb“ einschließlich 
des erforderlichen Konzeptes (Anforderungen an das 
Konzept entsprechend Anlage zur Richtlinie) sind zu 
einem bestimmten Stichtag über das Internetportal 
der Bewilligungsbehörde ILB zu stellen (siehe On-
line-Antragsverfahren unter www.ilb.de). Hier wird 
auch der jeweilige Stichtag für die Einreichung der 
Anträge bekannt gegeben. Es ist nur ein Antrag pro 
Kammerbezirk der Industrie- und Handelskammern 
sowie pro Kammerbezirk der Handwerkskammern 
für den jeweiligen Förderzeitraum zulässig.

	 Die Antragstellung ist zu Beginn der Förderung für 
einen Zeitraum von bis zu drei Jahren möglich und 
kann verlängert werden. Eine angemessene Erhöhung 
der in Nummer 2.4.2.3.4 angegebenen maximalen Zu-
schusshöhe ist dann möglich. Hierzu informiert die 
Bewilligungsstelle die Zuwendungsempfangenden. 

2.4.2.4.2	 Vorzeitiger Maßnahmebeginn

	 Antragstellende können nach elektronischer Ein-
gangsbestätigung der ILB auch vor Bewilligung 
durch die Bewilligungsbehörde mit dem Vorhaben 
beginnen. Damit erfolgt keine Zusicherung einer Zu-
wendung im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Branden-
burg in Verbindung mit § 38 Absatz 1 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. In diesen Fällen liegt je-
doch das Risiko bei den Antragstellenden, die Zu-
wendung nicht, nicht in der beantragten Höhe oder 
nicht zu dem beantragten Zeitpunkt zu erhalten. Erst 
mit der Bestandskraft des Zuwendungsbescheides 
stehen die Höhe der Zuwendung und deren Bedin-
gungen fest.

2.4.2.4.3	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage der 
eingereichten Antragsunterlagen und unter Berück-

sichtigung eines fachlichen Votums der WFBB über 
die Gewährung der Förderung.

2.4.2.4.4	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mit-
telanforderung gemäß Nummer 1.4 ANBest-EU 21 
in der jeweils geltenden Fassung im Vorschussprin-
zip.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB. Das dort bereitgestellte For-
mular „Mittelanforderung“ ist zu verwenden. Es ist 
einmal jährlich ein Sachbericht einzureichen.

2.4.2.4.5	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung er-
folgt online über das Internetportal der ILB.

3	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

3.1	 Pflichten zur Transparenz und Kommunikation

	 Gemäß den Artikeln 49 und 50 der Verordnung (EU) 
2021/1060 sind die Begünstigten einer Förderung 
aus dem ESF+ verpflichtet, bei allen Kommunika
tions- und Sichtbarkeitsmaßnahmen auf die Unter-
stützung aus dem ESF+ hinzuweisen, während der 
Durchführung der Maßnahmen die Öffentlichkeit 
(insbesondere im Internet, gegenüber den Medien 
und durch Plakatierung im Objekt) über die Unter-
stützung aus dem ESF+ zu informieren und die Teil-
nehmenden der geförderten Maßnahmen über die 
Finanzierung durch den ESF+ zu unterrichten. Dabei 
ist auf die Förderung des Landes Brandenburg aus 
Mitteln des ESF+ so hinzuweisen, dass die fördernde 
Rolle des Landes Brandenburg und der Europäischen 
Union für die Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum 
Ausdruck gebracht wird. Das „Merkblatt Transpa-
renz und Kommunikation in der Förderperiode 2021-
2027“ mit detaillierten Angaben zu den Vorgaben 
sowie Arbeitshilfen und Unterstützungsangebote 
sind auf der Website https://esf.brandenburg.de ver-
öffentlicht. Das Merkblatt ist für die Zuwendungs-
empfangenden verbindlich.

	 Die Begünstigten stellen der Europäischen Union auf 
Ersuchen das Kommunikations- und Sichtbarkeits-
material zur Verfügung und erteilen der Union eine 
unentgeltliche, nichtausschließliche und unwiderruf-
liche Lizenz zur Nutzung solchen Materials und jed-
weder damit zusammenhängender bereits bestehen-
der Rechte gemäß Anhang IX der Verordnung (EU) 
2021/1060, sofern dies nicht erhebliche Zusatzkosten 
oder Verwaltungsaufwand verursacht. 
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3.2	 Liste der Vorhaben

	 Gemäß Artikel 49 Absatz 3 Satz 3 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 ist eine Liste der Vorhaben, wie in 
dem nachfolgenden Zitat dargestellt, zu führen. 

	 „Die Liste enthält folgende Daten:

a)	 bei juristischen Personen Name des Begünstig-
ten; bei einer öffentlichen Auftragsvergabe Name 
des Auftragnehmers;

b)	 bei natürlichen Personen Vor- und Nachname des 
Begünstigten;

c)	 […];
d)	 Bezeichnung des Vorhabens;
e)	 Zweck und erwartete oder tatsächliche Errungen-

schaften des Vorhabens;
f)	 Datum des Beginns des Vorhabens;
g)	 voraussichtliches oder tatsächliches Datum des 

Abschlusses des Vorhabens; 
h)	 Gesamtkosten des Vorhabens;
i)	 betroffener Fonds;
j)	 betroffenes spezifisches Ziel;
k)	 Kofinanzierungssatz der Union;
l)	 Standortindikator oder Geolokalisierung für das 

Vorhaben und das betroffene Land;
m)	 bei Vorhaben ohne festen Standort oder Vorhaben 

mit mehreren Standorten den Standort des Be-
günstigten, wenn der Begünstigte eine juristische 
Person ist, bzw. die Region auf NUTS-2-Ebene, 
wenn der Begünstigte eine natürliche Person ist;

n)	 Art der Intervention für das Vorhaben gemäß 
Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe g.“

	 Die Begünstigten einer Förderung aus dem ESF+ er-
klären sich bei Annahme der Finanzierung damit ein-
verstanden, dass sie in die zu veröffentlichende Liste 
der Vorhaben aufgenommen werden.

3.3	 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurtei-
lung der Entwicklung der Förderung, zur begleiten-
den und abschließenden Erfolgskontrolle sowie zur 
Begleitung, Bewertung, Finanzverwaltung und Über-
prüfung/Prüfung der Förderung gemäß bestehenden 
und vorbehaltlich noch zu erlassenden EU-Bestim-
mungen für den Strukturfondsförderzeitraum 2021-
2027 erfasst und speichert die Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (ILB) statistische Daten, ein-
schließlich Angaben zu den teilnehmenden Personen 
und Unternehmen, in elektronischer Form und for-
dert hierfür die entsprechenden Erklärungen von den 
Teilnehmenden ab. Das betrifft insbesondere Infor-
mationen zu den Antragstellenden und Zuwendungs-
empfangenden (wirtschaftlich Berechtigten), den be-
antragten und geförderten Maßnahmen sowie den 
geförderten Unternehmen und Personen (Teilneh-
mende).

	 Mit dem Antrag erklären sich die Antragstellenden 
damit einverstanden, die notwendigen Daten für die 
Projektbegleitung, Projektbewertung und Evaluie-

rung, Projektfinanzverwaltung sowie Überprüfung 
und Prüfung zu erheben, zu speichern und an die be-
auftragten Stellen weiterzuleiten. Die Erfüllung der 
Berichtspflichten und Erhebung und Verarbeitung der 
Daten ist wesentliche Fördervoraussetzung und not-
wendig für den Abruf von Fördermitteln des Landes 
Brandenburg bei der Europäischen Kommission und 
deren Auszahlung an die Fördermittelempfangenden.

	 Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, die 
genannten sowie gegebenenfalls weitere programm-
relevante Daten zu erheben und der Bewilligungs
behörde zu vorgegebenen Zeitpunkten zu übermit-
teln. Bei der Erhebung und Verarbeitung personen-
bezogener Daten müssen die datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Ap-
ril 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung - DSGVO) 
und des Gesetzes zum Schutz personenbezogener 
Daten im Land Brandenburg in der jeweils geltenden 
Fassung (Brandenburgisches Datenschutzgesetz - 
BbgDSG) beachtet werden. 

	 Die Zuwendungsempfangenden sind zudem ver-
pflichtet, mit den für das Monitoring und die Evalu-
ierung der Förderungen beauftragten Stellen zusam-
menzuarbeiten. Weitere Hinweise zu den Pflichten 
der Zuwendungsempfangenden hinsichtlich Monito-
ring und Evaluation der Förderung stellt die ILB im 
Webportal zur Verfügung. 

	 Fehlende Daten können für die Zuwendungsempfan-
genden Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhe-
bung der Bewilligung zur Folge haben.

3.4	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prü-
fung der Verwendung und die gegebenenfalls erfor-
derliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und 
die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VV zu § 44 LHO und die ANBest-EU 21 in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit nicht in dieser 
Richtlinie beziehungsweise im Zuwendungsbescheid 
Abweichungen zugelassen worden sind. 

	 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die 
Regelungen der EU für den Strukturfondsförderzeit-
raum 2021-2027 (EU-Verordnungen, die dazugehö-
renden delegierten Rechtsakte und Durchführungs-
bestimmungen) in der zum Zeitpunkt der Entschei-
dung jeweils geltenden Fassung. Daraus ergeben sich 
Besonderheiten, insbesondere hinsichtlich der Aus-
zahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewah-
rungsfristen und der Prüfrechte, die im Zuwendungs-
bescheid den Zuwendungsempfangenden im Einzel-
nen mitgeteilt werden.
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	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Be-
lege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern 
sowie die Verwendung der Zuwendung durch ört
liche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen. Die Zuwendungsempfangenden 
haben die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten 
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

	 Der Landesrechnungshof ist gemäß §  88 Absatz 1 
und § 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren 
sind der Europäische Rechnungshof, die Europäische 
Kommission, der Bundesrechnungshof (soweit eine 
Mitfinanzierung aus Bundesmitteln erfolgt), die für 
den ESF+ in Brandenburg zuständige Verwaltungs-, 
Bescheinigungs- und Prüfbehörde sowie deren be-
auftragte Dritte berechtigt, bei den Zuwendungsemp-
fangenden beziehungsweise, wenn Mittel an Dritte 
weitergeleitet wurden, auch bei diesen zu prüfen. Die 
Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, diesen 
Stellen im Rahmen der Überprüfung Einblick in die 
Geschäftsunterlagen und Zugang zu den Geschäfts-
räumen zu gewähren und alle in Zusammenhang mit 
der Verwendung der Zuwendung stehenden Auskünf-
te zu erteilen.

3.5	 Subventionserhebliche Tatsachen

	 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz 
vom 11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für 
Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im 
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, 
die §§ 2 bis 6 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 
1976 (BGBl. I S. 2034, 2037).

	 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antrag-
stellenden in geeigneter Weise deutlich zu machen, 
dass es sich bei den Zuwendungen in der gewerb
lichen Wirtschaft um Subventionen im Sinne von 
§ 264 StGB handelt. Die subventionserheblichen Tat-
sachen im Sinne des § 264 StGB werden den Zuwen-
dungsempfangenden im Rahmen des Antrags- und 
Bewilligungsverfahrens als subventionserheblich be-
zeichnet. 

4	 Geltungsdauer und Inkrafttreten

	 Diese Förderrichtlinie tritt mit Unterzeichnung in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Juli 2028 außer Kraft.

Anlage zu Nummer 2.4 der Gemeinsamen Richtlinie des 
Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Energie und des 
Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klima-
schutz zur Förderung des „Programms zur qualifizierten 
Ausbildung im Verbundsystem“ (PAV) im Land Branden-
burg in der EU-Förderperiode 2021 - 2027

Maßnahmen nach Nummer 2.4.1 „Servicestellen Verbund-
ausbildung“

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungs-
kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

Servicestellen Verbundausbildung:

Zur Antragstellung ist ein aussagefähiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zur Zielsetzung, zu zentralen Arbeitsschrit-
ten und zur zeitlichen Dimension (Arbeits- und Zeitplan) ent-
halten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck 
erfüllt werden soll. Die geplanten Aktivitäten müssen inhaltlich 
geeignet sein, vom zeitlichen Umfang angemessen und (poten-
zielle) Ausbildungsbetriebe erreichen. Das Konzept soll 15 Sei-
ten (ohne Anlagen) nicht überschreiten und ist unter Verwen-
dung folgender Gliederung einzureichen: 

1	 Zielsetzung und Reichweite der Servicestelle Verbund-
ausbildung; Darstellung des Trägers und Nachweis der 
geforderten Kompetenzen (hier auch Vorerfahrung als 
Servicestelle Verbundausbildung)

2	 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich
2.1 	 Integration unversorgter Jugendlicher in Ausbildung 
2.2 	 Bekanntmachung der Angebote zur Verbundausbildung 

sowie Beratung zur Inanspruchnahme
2.3 	 Stärkung der Ausbildungskompetenzen der Ausbildungs-

betriebe
2.4 	 Sichtbarmachen von Unterstützungsmöglichkeiten für 

Jugendliche
2.5 	 Aktivitäten des Berufe- und Ausbildungsmarketings
2.6 	 Aufbau von Partnerschaften zwischen Ausbildungsbetrie-

ben
3	 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 

Gleichstellung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung 
und nachhaltige Entwicklung

4	 Netzwerk- und Öffentlichkeitsarbeit
5	 Arbeits- und Zeitplan, Projektcontrolling, Qualitätssiche-

rung 

Um der geschlechtsspezifischen Segregation auf dem Ausbil-
dungsmarkt entgegenzuwirken, soll das gegenwärtige ge-
schlechterbezogene Ungleichgewicht in der Förderung durch 
gezielte Maßnahmen und Beteiligung sowie Ansprache von 
jungen Frauen verringert werden. Darauf ist im Konzept in den 
Kriterien 2.1 bis 2.6 explizit einzugehen.

Die Gliederungspunkte dienen als Grundlage für die Bewer-
tung der Förderwürdigkeit (prozentuale Gewichtung in Klam-
mern).
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Nummer Kriterium Maximal zu  
vergebende Punkte

Gewichtung  
in Prozent

Maximale Punktzahl 
nach Gewichtung

1 Zielsetzung und Reichweite der Servicestelle 
Verbundausbildung; Trägereignung/-darstellung

30 10 3

2 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich
2.1 Integration unversorgter Jugendlicher in Ausbildung 30 10 3
2.2 Bekanntmachung der Angebote zur Verbundausbildung 

sowie Beratung zur Inanspruchnahme
30 10 3

2.3 Stärkung der Ausbildungskompetenzen der 
Ausbildungsbetriebe

30 10 3

2.4 Sichtbarmachen von Unterstützungsmöglichkeiten für 
Jugendliche

30 5 1,5

2.5 Aktivitäten des Berufe- und Ausbildungsmarketings 30 10 3
2.6 Aufbau von Partnerschaften zwischen 

Ausbildungsbetrieben
30 15 4,5

3 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 30 10 3
4 Netzwerk- und Öffentlichkeitsarbeit 30 10 3
5 Arbeits- und Zeitplan, Qualitätssicherung, 

Projektcontrolling
30 10 3

Summe 100 30

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des 
Konzeptes. Die Kriterien 1 bis 5 werden einzeln bewertet. Es 
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie folgt 
klassifiziert werden:

Sehr gut 	 (30 - 25 Punkte)
Gut 	 (24 - 20 Punkte)
Befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
Ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
Ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen 
Relevanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbewer-
tung ein. Dazu werden die für ein Konzept vergebenen Punkte 
je Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausgedrückten 
Gewicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit maximal 
30 Punkten bewertet werden.

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 
möglichen Punkte) erreichen und bei denen die Kriterien 2.1 
bis 2.6 mindestens mit „befriedigend“ (mindestens 15 bis 
19 Punkte) bewertet wurden.

Begleitprojekt:

Zur Antragstellung ist ein aussagefähiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zur Zielsetzung, zu zentralen Arbeitsschrit-

ten und zur zeitlichen Dimension (Arbeits- und Zeitplan) ent-
halten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck 
erfüllt werden soll. Die geplanten Aktivitäten müssen inhaltlich 
geeignet sein, vom zeitlichen Umfang angemessen und die Ser-
vicestellen Verbundausbildung erreichen. Das Konzept soll 
15 Seiten (ohne Anlagen) nicht überschreiten und ist unter Ver-
wendung folgender Gliederung einzureichen: 

1	 Zielsetzung des Begleitprojektes; Darstellung des Trägers 
und Nachweis der geforderten Kompetenzen

2	 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich
2.1	 Begleitung der Servicestellen Verbundausbildung auf 

Projektebene
2.2	 themenbezogener Qualifizierung der Servicestellen Ver-

bundausbildung
2.3	 Professionalisierung der Außendarstellung und der ziel-

gruppenspezifischen Kommunikation der Servicestellen 
Verbundausbildung

2.4	 Unterstützung einer kontinuierlichen Weiterentwicklung 
der Servicestellen Verbundausbildung

3	 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 
Gleichstellung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung 
und nachhaltige Entwicklung 

4	 Arbeits- und Zeitplan, Qualitätssicherung, Projektcontrol-
ling 

Die Gliederungspunkte dienen als Grundlage für die Bewer-
tung der Förderwürdigkeit (prozentuale Gewichtung in Klam-
mern).
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Nummer Kriterium Maximal zu 
vergebende Punkte

Gewichtung 
in Prozent

Maximale Punktzahl 
nach Gewichtung

1 Zielsetzung des Begleitprojektes; Trägereignung/ 
-darstellung

30 15 4,5

2 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich
2.1 Begleitung auf Projektebene 30 15 4,5
2.2 themenbezogener Qualifizierung 30 15 4,5
2.3 Professionalisierung der Außendarstellung und der 

zielgruppenspezifischen Kommunikation
30 20 6

2.4 Unterstützung einer kontinuierlichen Weiterentwicklung 
der Servicestellen Verbundausbildung

30 15 4,5

3 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 30 10 3
4 Arbeits- und Zeitplan, Qualitätssicherung, 

Projektcontrolling
30 10 3

Summe 100 30

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des 
Konzeptes. Die Kriterien 1 bis 4 werden einzeln bewertet. Es 
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie folgt 
klassifiziert werden:

Sehr gut 	 (30 - 25 Punkte)
Gut 	 (24 - 20 Punkte)
Befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
Ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
Ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen 
Relevanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbewer-
tung ein. Dazu werden die für ein Konzept vergebenen Punkte 
je Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausgedrückten 
Gewicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit maximal 
30 Punkten bewertet werden. 

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 
möglichen Punkte) erreichen und bei denen die Kriterien 2.1 
bis 2.4 mindestens mit „befriedigend“ (mindestens 15 bis 
19 Punkte) bewertet wurden.

Maßnahmen nach Nummer 2.4.2 - Koordinierungsstellen 
„Gutes Lernen im Betrieb“

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungs-
kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

Zur Antragstellung ist ein aussagefähiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zur Zielsetzung, zu zentralen Arbeitsschrit-

ten und zur zeitlichen Dimension (Arbeits- und Zeitplan) ent-
halten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck 
erfüllt werden soll. Die geplanten Aktivitäten müssen inhaltlich 
geeignet sein, vom zeitlichen Umfang angemessen und betrieb-
liches Ausbildungspersonal sowie Auszubildende erreichen. 
Das Konzept soll 15 Seiten (ohne Anlagen) nicht überschreiten 
und ist unter Verwendung folgender Gliederung einzureichen: 

1	 Zielsetzung der Koordinierungsstelle „Gutes Lernen im 
Betrieb“; Darstellung des Trägers und Nachweis der ge-
forderten Kompetenzen

2	 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich  
2.1	 Organisation von Weiterbildungsangeboten für betrieb

liches Ausbildungspersonal
2.2	 Organisation von Angeboten im Bereich Zusatzqualifika

tionen und Schlüsselkompetenzen für Auszubildende 
2.3	 Organisation von Mentoring für Auszubildende mit ge-

schlechteruntypischer Berufswahl
2.4	 zielgruppenspezifischer Werbung für die vorgenannten 

Angebote (Nummern 2.1 bis 2.3)
2.5	 Abfrage des Bedarfs bei den Zielgruppen, Ermittlung der 

Teilnehmendenzufriedenheit
2.6	 Weiterentwicklung der Angebote (Nummern 2.1 bis 2.3) 

und der Zielgruppenansprache
3	 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 

Gleichstellung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung 
und nachhaltige Entwicklung

4	 Arbeits- und Zeitplan, Qualitätssicherung und Projekt-
controlling
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Nummer Kriterium Maximal zu 
vergebende Punkte

Gewichtung 
in Prozent

Maximale Punktzahl 
nach Gewichtung

1 Zielsetzung der Koordinierungsstelle; Trägereignung/ 
-darstellung

30 10 3

2 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich
2.1 Organisation von Weiterbildungsangeboten für 

betriebliches Ausbildungspersonal
30 10 3

2.2 Organisation von Angeboten im Bereich 
Zusatzqualifikationen und Schlüsselkompetenzen für 
Auszubildende

30 10 3

2.3 Organisation von Mentoring für Auszubildende mit 
geschlechteruntypischer Berufswahl

30 15 4,5

2.4 zielgruppenspezifischer Werbung für die vorgenannten 
Angebote (Nummern 2.1 bis 2.3)

30 15 4,5

2.5 Abfrage des Bedarfs bei den Zielgruppen, Ermittlung der 
Teilnehmendenzufriedenheit

30 5 1,5

2.6 Weiterentwicklung der Angebote (Nummern 2.1 bis 2.3) 
und der Zielgruppenansprache

30 10 3

3 Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze 30 15 4,5
4 Arbeits- und Zeitplan; Qualitätssicherung, 

Projektcontrolling
30 10 3

Summe 100 30

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des 
Konzeptes. Die Kriterien 1 bis 4 werden einzeln bewertet. Es 
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie folgt 
klassifiziert werden:

Sehr gut 	 (30 - 25 Punkte)
Gut 	 (24 - 20 Punkte)
Befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
Ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
Ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen 
Relevanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbewer-
tung ein. Dazu werden die für ein Konzept vergebenen Punkte 
je Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausgedrückten 
Gewicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit maximal 
30 Punkten bewertet werden.

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 
möglichen Punkte) erreichen und bei denen die Kriterien 2.1 
bis 2.6 mindestens mit „befriedigend“ (mindestens 15 bis 
19 Punkte) bewertet wurden.

Außerkrafttreten technischer Regelwerke  
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien für die Anlage von Straßen:  
Teil Entwässerung 

(RAS-Ew, Ausgabe 2005)

Runderlass  
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung, 

Abteilung 4, Nr. 07/2022 - Verkehr 
Sachgebiet 

03.6: Entwässerung des Straßenkörpers,  
Oberflächenentwässerung 

12.5: Boden- und Gewässerschutz 
Vom 25. Juli 2022

Der Runderlass richtet sich an

-	 die Straßenbaubehörde des Landes Brandenburg
-	 die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie die kreisange-

hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS) Num-
mer 06/2022 vom 4. März 2022 (VkBl. S. 237) hat das Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr die „Richtlinien für die 
Entwässerung von Straßen (REwS 21)“ bekannt gegeben. Die 
REwS 21 ersetzen die „Richtlinien für die Anlage von Straßen: 
Teil Entwässerung (RAS-Ew, Ausgabe 2005)“.

Gemäß Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur und 
Landesplanung, Abteilung 4, Nr. 9/2021 - Verkehr vom 
12. April 2021 „Einführung technischer Regelwerke und Er-
lasse des Bundes im Straßenbau des Landes Brandenburg; 
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Sachgebiete Erd- und Grundbau, Entwässerung, Straßenbe-
festigungen, Straßenbaustoffe, Straßenerhaltung“ gilt das 
ARS Nummer 06/2022 automatisch einen Monat nach Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Bundesministeriums für Digi-
tales und Verkehr (Verkehrsblatt) als verbindlich eingeführt 
für die im Zuständigkeitsbereich des Landes Brandenburg 
liegenden Bundesfernstraßen und Landesstraßen. Für die im 
Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien Städte so-
wie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des Landes 
Brandenburg liegenden Straßen wird die Anwendung emp-
fohlen. Gesonderte brandenburgische Regelungen werden 
nicht getroffen.

Der folgende Runderlass wird hiermit aufgehoben:

Einführung bautechnischer Regelwerke für das Straßenwesen 
in Brandenburg - Richtlinien für die Anlage von Straßen, Teil: 
Entwässerung - RAS-Ew, Ausgabe 2005 vom 13. Februar 2006 
(ABl. S. 266).

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 17291 Schenkenberg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 16. August 2022

Der Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 18230 Ost
seebau Rerik (nach Bauherren-/Betreiberwechsel Norddeut-
sche Energie WP Grünow & Co. KG, Straße am Zeltplatz 7, 
18230 Ostseebad Rerik) wurde die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem 
Grundstück 17291 Schenkenberg in der Gemarkung Baum
garten, Flur 3, Flurstücke 81/3 und 82 eine Windkraftanlage zu 
errichten und zu betreiben (Az.: G03919).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 
18230 Ostseebad Rerik wird die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) er-
teilt, eine Windkraftanlage (WKA) auf dem Grundstück 
in 17291 Schenkenberg, Gemarkung Baumgarten, Flur 3, 
Flurstücke 81/3 und 82 in dem unter Ziffer II. und III. 
dieser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter 
Berücksichtigung der unter Ziffer IV. genannten Inhalts- 
und Nebenbestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Der Antrag auf Zulassung vorzeitigen Beginns nach 
§ 8a BImSchG vom 12.10.2020 wird abgelehnt.

3.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgen-
de Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Bran-
denburgische Bauordnung (BbgBO),

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung ge-
mäß § 17 Abs. 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG).

4.	 Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

5.	 Für diese Entscheidung werden eine Verwaltungsge-
bühr sowie Auslagen in einem separaten Gebührenbe-
scheid festgesetzt.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid Nr. 20.039.00/19/1.6.2V/T13 auf-
geführten Nebenbestimmungen erteilt.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröf-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 18. August 2022 bis einschließlich 31. August 
2022 auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Bran-
denburg https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost 
veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes- 
Immissionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmig-
ten Antragsunterlagen zeitgleich im Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, 
Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) ausgelegt und kann 
dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen 
werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter der 
Telefonnummer 0335 60676-5182 oder per E-Mail: t13@lfu.
brandenburg.de erforderlich.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden. 



713Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 32 vom 17. August 2022

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 8. Juli 2022 (BGBl. I S. 1054)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S.  1001), zuletzt geändert durch Artikel  2 der  
Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  14 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 17337 Uckerland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 16. August 2022

Der Firma Windbauer GmbH, Marktplatz 1 in 17033 Neubran-
denburg wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück 
17337 Uckerland in der Gemarkung Bandelow, Flur 4, Flur-
stück 52/1 eine Windkraftanlage zu errichten und zu betreiben 
(Az.: G08520).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Windbauer GmbH (im Folgenden: Antragstel-
ler), Marktplatz 1 in 17033 Neubrandenburg wird die

	 Genehmigung 

	 nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, eine Windkraftanlage (WKA) am Standort 
17337 Uckerland

	 Gemarkung:	 Bandelow
	 Flur:	 4
	 Flurstück:	 52/1

	 in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der un-
ter Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen 
zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG insbeson-
dere folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Abs.  1 Satz  1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) einschließ-
lich der Errichtung einer Löschwasserzisterne mit der 
Zulassung der beantragten Abweichungen gemäß 
§  67 BbgBO und der beantragten Befreiung gemäß 
§ 31 BauGB. Im Einzelnen:
-	 Zulassung einer Abweichung gemäß § 67 BbgBO 

i. V. m. § 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Ab-
standsflächen für die WKA von 147,37  m auf 
81,12 m)

-	 Zulassung einer Befreiung gemäß § 31 BauGB 
von Festsetzung 3.1 Abs. 1 des Bebauungspla-
nes

-	 die Ausnahmegenehmigung gemäß § 24 Abs. 1 Zif-
fer 2 i. V. m. Abs. 9 Brandenburgisches Straßenge-
setz (BbgStrG) vom Anbauverbot für die Anbindung 
an die Landesstraße L  258, Abs.  010, km  6,809 
rechts

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§  17 Abs.  1 i.  V.  m. §  15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG)

3.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
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(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröf-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 18. August 2022 bis einschließlich 31. August 
2022 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal 
unter https://www.uvp-verbund.de/ veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Immissions-
schutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten Antrags-
unterlagen zeitgleich im Landesamt für Umwelt, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 
in 15236  Frankfurt (Oder) und in der Gemeinde Uckerland, 
Ortsteil Lübbenow, Hauptstraße  35, 17337  Uckerland, Zim-
mer  25 (Sekretariat) ausgelegt und kann dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige Anmeldung unter den Telefonnummern im Landes-
amt für Umwelt unter 0335 60676-5182 oder per E-Mail: t13@
lfu.brandenburg.de und in der Gemeinde Uckerland unter 
039745 86112 beziehungsweise 039745 86110 oder per E-Mail: 
mattukat@uckerland.de beziehungsweise gemeinde@ucker-
land.de erforderlich.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 8. Juli 2022 (BGBl. I S. 1054)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  14 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen
in 16278 Angermünde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 16. August 2022

Die Firma e.dis Natur Erneuerbare Energien GmbH, Am Ka-
nal 2 - 3 in 14467 Potsdam beantragt die Genehmigung nach 
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den 
Grundstücken in 16278 Angermünde, Gemarkung Frauenha-
gen, Flur 6, Flurstücke 86, 24, 3, 9 vier Windkraftanlagen zu 
errichten und zu betreiben (Az.: G09120).

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und 
den Betrieb von vier Windkraftanlagen des Typs Nordex 
N149-5.X mit einem Rotordurchmesser von 149 m, einer Na-
benhöhe von 125,4 m beziehungsweise 164 m Nabenhöhe zu-
züglich 3 m Fundamenterhöhung und einer Gesamthöhe von 
199,95 m beziehungsweise 241,55 m über Geländeoberkante. 
Die Nennleistung beträgt jeweils 5,7 MW. Zu der Windkraft-
anlage gehören Fundament, Zuwegung und Kranstellfläche. 
Mit der Errichtung der vier WKA ist der Rückbau von neun 
WKA vorgesehen. 

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens nach 
Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Oktober 2022 vorgese-
hen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags, der dazugehörigen 
erforderlichen Unterlagen sowie der entscheidungserheblichen 
Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im Zeitpunkt der 
Bekanntmachung vorliegen, werden gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.
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Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen sowie die entscheidungserheblichen Berichte und 
Empfehlungen, die der Behörde im Zeitpunkt der Bekanntma-
chung vorliegen, sind einen Monat vom 24. August 2022 bis 
einschließlich 23. September 2022 über das länderübergrei-
fende zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-ver-
bund.de/ jederzeit und für jedermann einsehbar.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie 
die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich im 
Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaus-
see 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und im Bauamt 
der Stadt Angermünde, Heinrichstraße 12 in 16278 Angermün-
de ausgelegt und können dort während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter den 
Nummern im Landesamt für Umwelt unter 0335 60676-5182 
oder per E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de und in der Stadt An-
germünde unter 03331 260056 oder per E-Mail: c.szallies@
angermuende.de erforderlich.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: https://www.uvp-verbund.de/bb.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 24. August 2022 bis einschließlich 
24.  Oktober 2022 unter Angabe der Vorhaben-ID G09120 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Geneh-
migungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam 
oder bei der Stadt Angermünde, Markt 24, 16278 Angermünde 
erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-

dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und fristge-
rechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 10. Januar 2023 
um 10 Uhr in der Altstadthalle, Berliner Straße 15, 
16278 Angermünde. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig 
gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, so-
weit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Einwen-
dungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendun-
gen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem Antragstel-
ler zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht ab-
geschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgen-
den Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2022 (BGBl. I S. 1054)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  14 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 15306 Lindendorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 16. August 2022

Der Firma Prokon Regenerative Energien eG, Kirchhoffstraße 3 
in 25524 Itzehoe wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grund-
stück 15306 Lindendorf, Gemarkung Dolgelin, Flur 2, Flur-
stück 176 eine Windkraftanlage zu errichten und zu betreiben 
(Az.: G03519).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Prokon Regenerative Energien eG (im Folgen-
den: Antragstellerin), Kirchhoffstraße 3 in 25524 Itzehoe 
wird die

	 Genehmigung

	 nach §  4 BImSchG erteilt, eine Windkraftanlage 
(WKA) auf dem Grundstück in 15306 Lindendorf,

	 Gemarkung:	 Dolgelin,
	 Flur:	 2,
	 Flurstück:	 176

	 in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der 
unter Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestim-
mungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgen-
de Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Bran-
denburgische Bauordnung (BbgBO) mit der Zulas-
sung der beantragten Abweichung (Reduzierung 
der Abstandsflächentiefe von 149,69 m auf 79,19 m) 
gemäß § 67 Abs. 1 BbgBO von der Vorschrift des 
§ 6 BbgBO sowie die Errichtung einer Löschwas-
serzisterne mit 100 m³ Fassungsvermögen,

-	 die Ausnahmegenehmigung gemäß § 24 Abs. 1 Zif-
fer 2 in Verbindung mit Abs. 9 Brandenburgisches 
Straßengesetz (BbgStrG) vom Anbauverbot,

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung ge-
mäß § 17 Abs. 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) und

-	 die Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
nach §  71 Abs.  1 Brandenburgische Bauordnung 
(BbgBO).

3.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu 
tragen.

4.	 Für diese Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr 
in einem separaten Gebührenbescheid festgesetzt.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim LfU mit Sitz in Potsdam erhoben 
werden.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröf-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 18. August 2022 bis einschließlich 31. August 
2022 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal 
unter https://www.uvp-verbund.de/ veröffentlicht.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Im-
missionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten 
Antragsunterlagen zeitgleich im Landesamt für Umwelt, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, Zim-
mer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Amtsverwaltung 
Seelow-Land, Bauamt, Küstriner Straße 67, Zimmer 412 in 
15306 Seelow ausgelegt und kann dort während der Dienst-
stunden von jedermann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
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sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige telefonische Anmeldung unter den Nummern im 
Landesamt für Umwelt unter 0335 606765182 oder per E-Mail: 
t13@lfu.brandenburg.de und in der Amtsverwaltung Seelow-
Land unter 03346 804937 oder per E-Mail: d.mettke@amt-see-
low-land.de notwendig.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Postfach  60  10  61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2022 (BGBl. I S. 1054)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  14 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Pla-
nungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb einer Anlage 
zur Herstellung von Batteriematerialien (CAM 2.0) 

auf dem Betriebsgelände der BASF 
Schwarzheide GmbH in 01986 Schwarzheide

Gemeinsame Bekanntmachung 
des Landesamtes für Umwelt

und des Landkreises Oberspreewald-Lausitz, 
untere Wasserbehörde
Vom 16. August 2022

Die Firma BASF Schwarzheide GmbH, Schipkauer Straße 1 in 
01986 Schwarzheide beantragt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stück Schipkauer Straße 1, 01986 Schwarzheide in der Gemar-
kung Schwarzheide, Flur 6, Flurstück 470 eine Anlage zur Her-
stellung von Batteriematerialien (kathodenaktive Materialien 
[CAM 2.0]) zu errichten und zu betreiben.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Anlage der Num-
mern 4.1.16 GE und 9.3.1 G des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein 
Vorhaben nach den Nummern 4.2 A und 9.3.2 A der Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Weiterhin fällt das beantragte Vorhaben gemäß § 3 der 4. BImSchV 
unter die Industrieemissions-Richtlinie.

Für das Vorhaben wurde eine Zulassung vorzeitigen Beginns 
gemäß § 8a BImSchG beantragt.

Darüber hinaus wurde für das Vorhaben eine wasserrechtliche 
Erlaubnis gemäß §§ 8 und 9 in Verbindung mit § 10 des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) zur Benutzung eines Gewässers bei 
der unteren Wasserbehörde des Landkreises Oberspreewald-
Lausitz beantragt. Gegenstand dieses Verfahrens ist die Versi-
ckerung von Niederschlagswasser.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb einer Anlage zur Herstellung von Batteriematerialien 
(kathodenaktives Material) sowie einer Anlage zur Kurzzeit
lagerung mit einer Gesamtlagerkapazität von 390  t auf dem 
Blockfeld G400 des Betriebsgeländes der BASF Schwarzheide 
GmbH.

Die CAM 2.0-Anlage besteht aus zwei baugleichen Produk
tionslinien mit einer Jahreskapazität von insgesamt 32 000  t 
kristalliner Metalloxidgemische von Lithium-Nickel-Cobalt-
Mangan-Aluminium-Oxid (Li-NCMAO) oder Lithium-Nickel-
Cobalt-Aluminium-Oxid (Li-NCAO).

Im Einzelnen untergliedert sich das Vorhaben wie folgt:

-	 Errichtung von Produktionsgebäuden, bestehend aus:
-	 Lager- und Verwaltungsgebäude,
-	 Prozessturm,
-	 Ofenhalle 1 und 2,

-	 Technische Anlagen und Nebenanlagen, wie:
-	 Klimaanlagen,
-	 Kälteanlagen,
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-	 Transformatoren,
-	 Druckluftbehälter,

-	 Infrastrukturanbindung an das bestehende Netz, unter anderem:
-	 Abwassernetz,
-	 Trinkwassernetz,
-	 Kühlwassernetz,
-	 Erdkabel für die elektrische Versorgung (6 kV),
-	 Erdgas,

-	 Verkehrliche Anbindung und Verkehrsflächen mit PKW- 
und LKW-Parkplatz,

-	 Abluftbehandlungsanlagen, bestehend aus Filtern und Ab-
luftwäschern, die die gereinigte Abluft beziehungsweise 
das gereinigte Abgas über insgesamt 51 Schornsteine über 
Dach ableiten,

-	 Errichtung einer Abwasserkonditionierungsanlage, beste-
hend aus den Stufen
-	 Neutralisation/Filtration und
-	 Sulfatentfrachtung,

-	 Errichtung von drei unterirdischen Versickerungsbecken 
für die Versickerung von Niederschlagswasser der Dach- 
und Verkehrsflächen.

Folgende Stoffgruppen und Stoffe werden eingesetzt, verwen-
det, hergestellt oder fallen an:

-	 Rohstoffe:
-	 Hauptrohstoff: Lithiumhydroxid, Monohydrat (alterna-

tiv: Lithiumcarbonat), pCAM,
-	 Additive,

-	 Zwischenprodukte,
-	 Produkte:

-	 Lithiumhaltige Metalloxidverbindungen (CAM),
-	 Abfälle,
-	 Abwasser,
-	 Emissionen,
-	 Sonstige Einsatzstoffe (Hilfsstoffe, Betriebsstoffe).

Die Rohstoffe und sonstigen Einsatzstoffe sind unter anderem 
als wassergefährdend, störfallrelevant beziehungsweise als Ge-
fahrstoffe deklariert.

Für das Vorhaben wird eine bisher ungenutzte Fläche rund 
19 000 m² auf dem Betriebsgelände der BASF Schwarzheide 
GmbH beansprucht.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für das zweite Quartal 2024 
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags nach BImSchG und 
des beim Landkreis Oberspreewald-Lausitz gestellten Antrags 
auf wasserrechtliche Erlaubnis sowie der dazugehörigen erfor-
derlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des Ge-
setzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Pla-
nungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröffentli-
chung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die oben genannten Anträge sowie weitere entscheidungs
erhebliche Unterlagen sind einen Monat vom 24. August 2022 
bis einschließlich 23. September 2022 auf der Internetseite 
des Landesamtes für Umwelt Brandenburg unter der Vorha-
ben-ID Süd-G01222 veröffentlicht: https://lfu.brandenburg.de/
info/genehmigungen-sued.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie die da-
zugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 in der Stadtverwaltung Schwarzheide, Bauamt, Zimmer 116, 
Ruhlander Straße 102 in 01987 Schwarzheide sowie

-	 im Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, 
Zimmer 2.37, Joachim-Gottschalk-Straße 36 in 03205 Calau

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorheri-
ge Anmeldung

-	 im Landesamt für Umwelt 
unter der Telefonnummer 0355 4991-1421  
oder per E-Mail unter t12@lfu.brandenburg.de,

-	 in der Stadtverwaltung Schwarzheide  
unter den Telefonnummern 035752 85-502  
und 035752 85-503  
oder per E-Mail unter a.knorr@schwarzheide.de  
beziehungsweise m.schreier@schwarzheide.de und

-	 im Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde  
unter der Telefonnummer 03541 870-3464  
oder per E-Mail unter cornelia-bewersdorff@osl-online.de

notwendig.

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten unter anderem die 
Kurzbeschreibung mit allgemein verständlicher, nichttechni-
scher Zusammenfassung der Angaben zum Standort, zum Vor-
haben und zu den zu erwartenden Umweltauswirkungen, eine 
Luftschadstoffimmissionsprognose sowie eine spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 24. August 2022 bis einschließlich 24. Ok
tober 2022 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G01222 
schriftlich oder elektronisch erhoben werden

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder an die 
E-Mail-Adresse t12@lfu.brandenburg.de,
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-	 bei der Stadtverwaltung Schwarzheide, Postfach  13  30, 
01984 Schwarzheide sowie

-	 beim Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasser
behörde, Postfach 10 00 64 in 01956 Senftenberg und

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 14. Dezember 
2022 um 10 Uhr. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig ge-
gen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit 
dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von 
Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen 
gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem Antragsteller 
zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgen-
den Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden.

Der Veranstaltungsort wird gesondert öffentlich bekannt-
gemacht.

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines 
Erörterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 Ab-
satz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) 
durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls gesondert öffentlich bekannt ge-
macht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-

gungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht.

Die Zustellung des Genehmigungsbescheids an die Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel  1 der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt 
geändert durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2154)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts
gesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl.  I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel  2 des Gesetzes vom 18. August 2021 
(BGBl. I S. 3901)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Pla-
nungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20.  Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Landkreis Oberspreewald-Lausitz
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